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1o ooo Mark Geldſtrafe
Arbeiter, pariert den Schlag!

Die Halleſche Juſtiz iſt dem Volksblatt
auf den Ferſen. Durch Verhängung von geradezu un
geheuerlich hohen Geldſtrafen hat es die preußiſche
Gerechtigkeitspflege bewirkt, daß innerhalb eines einzigen
Jahres über 10 000 Mark an Geldſtrafen und Gerichts
koſten gezahlt werden mußten. Vom 1. April 1910 bis
1. April 1911 mußten vom Volksblatte

10 248,09 Mark
geopfert werden, um die erſchütterte Gerechtigkeit des
preußiſchen Klaſſenrechts wieder herzuſtellen und das
Walten des erhabenen Rechts zu beweiſen.

Die kämpfende Arbeiterklaſſe hat erfahren, daß die
Verhängung furchtbar hoher Geldſtrafen nicht auf Holle
beſchränkt blieb, ſondern daß überall, von Königs-
berg bis Düſſeldorf, ganz ungeheuerliche Geldbußen zu-
diktiert wurden, die bisher nicht erhört waren. 500 Mark,
800 Mark, 1000 Mark, 1200 Mark, 1500 Mark die
Steigerung geht weiter. Sie wird bald bei 2000 Mark
angelangt ſein.

Aber es darf und es wird nicht gelingen, die Arbeiter
preſſe weiß zu bluten!

Wohl ſind die Opfer ſchwer, unerträglich ſchwer, die der
unerſchrockenen Kampfespreſſe der ſozial und wirtſchaft
lich niedergehaltenen Arbeiterklaſſe abgepreßt werden,
jedoch findet eine geſchichtlich zur Befreiung beſtirunte
Klaſſe auch ſtets wieder den entſprechenden Maßſtab der
Opferfähigkeit. Das iſt das erhabene und gerechte Wal
ten der Geſchichte. Wenn es die herrſchenden Mächte be
greifen könnten, ſo würden ſie beachten müſſen, daß jeder
Druck einen ſtärkeren Gegendruck hervorruft, jeder
Schlag

einen kräftigeren Gegenſchlag erzengt.

Die Sozialdemokratie hat das Stahlbad des fluchbelade
nen Soziakliſtengeſetzes ſchon in der Jugendzeit gekoſtet,
hat es überwunden, ja hat aus ihm ihre gigantiſchen
Kräfte geſaugt und damit den Beweis ihrer

geſchichtlichen Miſſion

erbracht. Jhrem hiſtoriſchen Wirken können keine Opfer
Abbruch tun, denn durch Opfer ſind die Millionen an
ihre gewaltige Partei gekettet worden und durch Opfer
werden die neu zum politiſchen Erkennen gelangenden
Maſſen an die Sozialdemokratie unlöslich angeſchweißt!

Deshalb wirken die hohen Geldſtrafen des heutigen
Kurſes auch nicht hemmend, ſondern letzten Endes för-
dernd auf die Schulung der Arbeiterklaſſe ein. Wir
erheben kein Klagen und kein Murren über die dem
Volksblatte „von Rechts wegen“ abgenommenen Summen
von „Arbeitergroſchen“, das wäre läppiſch, feige, unwür-
dig. Nein, wir

ſtellen dieſe Tatſache feſt

und laſſen ſie in all ihrer aufreizenden Schärfe in der
Oeffentlichkeit wirken. Das treibt uns die Hirne und die
Herzen der Maſſen zu, das drückt den Stachel der Empö-
rung ins Gewiſſen des Arbeiters und ſtrafft ſeine Nerven

und ſeine Tatkraft, für ſein verfolgtes Blatt erneut und
mit verdoppeltem Eifer zu werben.

1000 neue Abonnenten

ſtellen eine Antwort von zermalmender Wucht auf die
Schläge der Juſtiz dar. Und es hat uns nicht an 1000
neuen Leſern gefehlt, ſondern es ſind eine ganze Anzahl
neuer Tauſende geweſen, die im beſagten Rechnungsjahre

die Kraft und Wirkſamkeit des Volksblattes geſtärkt
haben. Wir rüſten nun zum Reichstagswahlkampf und
treffen alle Vorbereitungen, das Blatt der Sozialdemo-
kratie zur ſchärfſten Waffe zu ſchmieden, die für die

Rechte und die Geltung der Arbeiterklaſſe je gefochten hat.

Deshalb ergeht
der Appell an die Genoſſen,

dieſe Waffe in den Maſſen des Volkes durch Ausbreitung
wirkſam zu machen.

Werbt neue Leſer an! Sorgt dafür, daß die politiſch
Jndifferenten aufgeweckt werden. Sagt den Frauen,
daß wir auch für ihre allgemeinen Leſebedürf-
niſſe in geſteigertem Maße ſorgen werden, indem wir
den Belehrungs- und Unterhaltungsteil ausbauen und
ſchon vom 1. Juli an nicht nur Sonntags, ſondern auch
Mittwochs eine Unterhaltungsbeilage geben.

Werben die denkenden Arbeiter mit neuer Kraft für
ihr Volksblatt, dann wird Schritt für Schritt auf der
Bahn gemacht werden können, die uns zu dem Ziele
bringt, das Volksblatt zu einem wirklichen Volkserzieher
auszubauen, der nicht nur den wirtſchaftlichen und ſozia-
len Befreiungskampf führt, ſondern auch in kultureller
und künſtleriſcher Hinſicht die Arbeiter aufnahmefähig
macht und bereichert.

Hand ans Werk! Arbeitet, werbt für die Arbeiter
preſſe! Vereitelt die Anſchläge der Feinde! Dient
eurem Volksblatt

Unglaubliches vom Vereins, recht“.
Es wird wirklich immer ſchöner in Preußen! Wie jetzt

allenthalben das erbärmlich kümmerliche Vereinsrecht gehand
habt, ausgelegt und vernichtet wird, das ſteht beiſpiellos in der
Entwicklung des regktionären Kurſes da. Halle wird teilweiſe
noch übertrumpft. Da wird aus Heinrichswalde in Oſt-
preußen gemeldet, daß dort das Schöffengericht ſogar bei der
Verhandlung einer angeblichen Vereinsgeſetzübertretung die
Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen hat wegen „Gefährdung der
Staatsſicherheit“. Unglaublich. Der Fall liegt ſo:

Jn Heinrichswalde fand im Februar dieſes Jahres eine
ſozialdemokratiſche Vertrauensmänner-Sitzung ſtatt, in der be
raten werden ſollte, ob eine konſervative Verſammlung beſucht
und eine ſozialdemokratiſche Verſammlung einberufen werden
ſollte. Die Polizei hatte dieſe Sitzung als eine öffentliche
politiſche Verſammlung“ angeſehen und zwei Genoſſen mußten
jetzt als Veranſtalter und Leiter der „Verſammlung“ auf die
Anklagebank wegen „Uebertretung des Vereinsgeſetzes“. Gleich
nach der Feſtſtellung der Perſonalien fragte der Amtsrichter
den Amtsanwalt, ob er nicht einen Antrag auf Aus-
ſchließung der Oeffentlichkeit ſtellen wolle. Und
der Amtsanwalt ſtellte auch den Antrag, die Oeffentlichkeit
auszuſchließen, weil die Staatsſicherheit gefährdet ſei und
weil ſich im Zu ſchauerraum einige bekannte
Sozialdemokraten befändenl! Vergebens prote-
ſtierten die Angeklagten. Das Gericht verkündete nach kurzer
Beratung folgenden Beſchluß:

„Wegen Gefährdung der Staatsſicherheit wird während
der Dauer der ganzen Verhandlung die Oeffentlichkeit aus-
geſchloſſen.“

Die Zuhörer mußten den Saal räumen. Sie zeigten aber,
daß ſie Humor genug beſaßen, um den famoſen Beſchluß von
der heiteren Seite zu nehmen, denn ſie klatſchten tüchtig in die
Hände. Wie durch Zeugenausſagen feſtgeſtellt wurde, hatte der
Beſitzer des Hauſes, in dem die Sitzung ſtattfand, die Polizei
benachrichtigt. Er iſt darauf von dem Gendarmen beauftragt
worden, in die „Verſammlung“ zu gehen und, falls er geduldet
werde, davon dem Gendarmen Mitteilung zu machen. Ein Kauf-
mann hatte ſeinen Faktor hingeſchickt, um die Sitzung zu einer
„öffentlichen Verſammlung“ zu geſtalten. Keiner der Be-
laſtungszeugen vermochte anzugeben, ob über Politit geſprochen
worden ſei. Der eine Zeuge ſagte, ein Angeklagter hätte die
Anweſenden erſucht, keinen Schnaps zu trinken, da
der Fuſel ſchon viele Leute unglücklich gemacht hätte. Der
Amtsanwalt beantragte gegen jeden Angeklagten 20 Mark
Geldſtrafe, da eine unangemeldete, öffentliche Verſammlung
ſtattgefunden habe.

Nach kurzer Beratung des Gerichts wurde zuerſt die Oeffenk-
lichkeit wieder hergeſtellt und dann das Urteil verkündet. Es
lautete auf 20 Mark Geldſtrafe gegen jeden der Ange-
klagten. Wie es in der Urteilsbegründung hieß, wäre erwieſen,
daß die Angeklagten etwaige Nichtmitglieder aufgefordert
hätten, den Sitzungsraum zu verlaſſen. Der Perſonenkreis
(es waren 15 Perſonen vorhanden) ſei nur ein kleiner geweſen.
Die Angeklagten hätten es wohl bemerken müſſen, daß auch
Leute zu den Verhandlungen gekommen wären, die nicht dem
Sozial demokratiſchen Verein angehörten. Die Angeklagten
hätten aber nicht die Abſicht gehabt, Nichtmitglieder zurückzu-
weiſen, ſondern ſie wären nur „ſchlau“ vorgegangen, um die
geſetzlichen Beſtimmungen zu umgehen.

Einige Tage darauf fand vor demſelben Gericht eine ähnliche
Verhandlung ſtatt. Jetzt ſollten drei Genoſſen das Vereins-
recht übertreten haben. Diesmal wurde aber die Oeffentlichkeit
nicht ausgeſchloſſen, und die Angeklagten mußten auch, obwohl
der Amtsanwalt gegen jeden 50 Mark Geldſtrafe heantragt
hatte, freigeſprochen werden, da ohne jeden Grund An-
lage erhoben worden war. Den Antrag der Angeklagten, die
ihnen entſtandenen Koſten aus der Staatskaſſe zu erſetzen,

wurde abgelehnt, da die Angeklagten „aus Mangel an Be-
weiſen freigeſprochen“ worden wären. Dem einen der
Genoſſen iſt ein Schaden von 65 Mark entſtanden. So wird in
Oſtpreußen das Vereinsrecht gehandhabt und „Recht“ ge
ſprochen.

Wenn das ſo weiter geht, dann werden bald auch die letzten
der indifferenten Arbeiter aufgerüttelt und der Sozial
demokratie zugeführt ſein.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 27. Juni 1911.

Der Wahlrechtsantrag auf der Tagesordnung
Der Antrag der Fortſchrittler auf Einführung des

Reichstagswahlrecht s in Preußen ſteht nun end
lich auf der Tagesordnung des ausgezeichneten preußiſchen
Dreiklaſſenhauſes. Ob das Dreiklaſſenhaus aber wirk-
lich auch am Dienstag dazu kommen wird, ihn zu beraten,
wollen wir noch nicht poſitiv behaupten. Zuvor ſtehen nämlich
noch das am Montag erſt angeſchnittene Groß-Berliner und
das allgemeine Zweckverbandsgeſetz auf der parlamen
tariſchen Speiſekarte verzeichnet. Wenig fehlte und ausgerechnet
auf nationalliberalen Antrag wäre auch noch die rheiniſche Ge
ſindeordnung vorher angeſetzt, was dann, wie Genoſſe Hoff-
mann andeutete, dem Zentrum die ſchönſte Gelegenheit ge-
geben hätte, noch einmal die Schnelligkeit der Füße ſeiner
Mitglieder zu erproben. Wie geſagt: ob nicht irgendwelche
junkerliche Nücke oder klerikale Tücke bei den Zweckverbands
geſetzen praktiziert werden wird, um eine Beratung des Wahl-
rechtsantrags zu hindern, ſteht dahin, trotz der herausfordern-
den Miene, die am Montag abend der König aller Preußen in
KleinTſchunkave aufſteckte.

Doch immerhin: der Wahlrechtsantrag ſteht auf der Tages
ordnung am Dienstag. Einen Antrag, ihn auf die Tages-
ordnung der Montagsſitzung zu ſetzen, den Genoſſe Hoffmann
gleich zu Anfang der Sitzung dieſes Tages einbrachte, ließ
Kröcher gar nicht zu. Ueber unſeren zweiten Antrag, den
Knebelungsantrag Brandenſtein („Reform der Geſchäftsord-
nung“) abzuſetzen wurde zwar abgeſtimmt, aber die Abſetzung,
wie es ſich verſteht, abgelehnt, wobei, wie es ſich noch mehr ver
ſteht, die Nationalliberalen neben dem biederen Zentrum die
Kröchermehrheit formieren halfen. Die Montagsſitzung br ichle
dann weiter die Annahme des Wegereinigungs-
geſetzes in agrariſcher verſchlimmböſerter Geſtalt, die ein-
ſtimmige Annahme eines Antrags auf Unterſtützung der Nahe
winzer, die Zurückverweiſung des Geſetzes über die Rechts-
verhältniſſe der Eiſenbahnanlieger an die Kommiſſion und den
Beginn der erneuten Beratung des vom Herrenhaus roeiter
verballhornten Groß- Berliner Zweckverbandsgeſetzes. Gegen
das Wegereinigungsgeſetz ſtimmten ſowohl die Fortſchrittspartei
als unſere Fraktion; aber die eigentümlich hausagrariſche Be
gründung der freiſinnigen Ablehnung durch Herrn Lipp-
mann zwang den Genoſſen Liebknecht zu einer ſcharfen
Kennzeichnung dieſes Verhaltens. Ebenfalls Genoſſe Lieb-
knecht legte die Gründe dar, die uns zur Ablehnung des
Groß- Berliner Zweckverbandsgeſetzes und nun vollends in der
Geſtalt, die die preußiſchen Lords ihm gegeben und in der
die parlamentariſche preußiſche Gentry es annehmen will,
nötigen. Jm Laufe der Geſchäftsordnungsdebatte über die
Feſtſetzung der Tagesordnung des Dienstags, wurde Genoſſe
Liebknecht von Kröcher durch einen Ordnungsruf geehrt.

Die Junker als Miniſterſtürzer.
Die Konſervativen treiben nicht Politik für logiſch denkende

Menſchen. Es genügt ihnen, die Jntereſſen der Junker zu
vertreten, ohne ſich darum zu kümmern, was die übrige Welt
dazu ſagt. Nur weil in unſerer Zeit der Oeffentlichkeit und
des allgemeinen Reichstagswahlrechts Diskuſſionen über die
Haltung der parlamentariſchen Junkervertretung nicht ganz
zu vermeiden ſind, bequemt man ſich dazu, gelegentlich einige
Redensarten der Rechtfertigung vom Stapel zu laſſen, von
denen man ſich eine Wirkung auf denkfähige Gehirne kaum
verſpricht. So wird die Argumentation der konſervativen
Preſſe immer leichtfertiger und oberflächlicher. Zum ſchlimm-
ſten, was in dieſer Beziehung geleiſtet wird, gehört, was man
jetzt in konſervativen Zeitungen zur Entkräftung des Vorwurfs
lieſt, das Junkertum treibe Miniſterſtürzerei.

Miniſterſtürzen iſt nicht nur das Recht ſondern unter Um-
ſtänden die Pflicht jeder Partei. Denn jede Partei von den
Konſervativen bis zu den Sozialdemokraten will natürlich,
daß nach ihren Grundſätzen regiert werde, keine Partei kann
alſo die Tätigteit eines Miniſters, der gegen ihre Grundſätze
regiert, für nützlich halten, keine kann wünſchen, daß eine
ſolche Tätigkeit ungemeſſen fortdaure. Wenn es in Deutſch
land überhaupt eine Partei gibt, die einſtweilen kein Jnter-
eſſe am Miniſterſtürzen hat, dann iſt es höchſtens die Sozial
demokratie, die ſich unter den gegenwärtigen Verhältniſſen wohl
ſagen kann, daß nichts Beſſeres nachkommen wird, ſolange
nicht mehr fällt als irgendein beliebiger Miniſter. Die
bürgerlichen Parteien aber müſſen ſamt und ſonders den natür
lichen Wunſch haben, auf der Regierungsbank Männer nach
ihrem Herzen zu ſehen. Wenn eine Partei die Gelegenheit
fände, einen ihr nicht genehmen Miniſter auszuſchiffen und
ſie ließe dieſe Gelegenheit ungenützt, ſo verdiente ſie ſich damit
nichts weiter als eine Tapferkeitsmedaille auf dem Rücken zu
tragen.



Die Konſervativen kommen als Miniſterſtürzer nun freilich
in die peinliche Lage, um ihr Programm zu retten, gegen
ihr Programm handeln zu müſſen. Als Verteidiger der abſo-
luten Monarchie, als Gegner der Parlamentsrechte müſſen ſie
ſich zum Schein auf den Standpunkt ſtellen, als ob ihnen alles
recht wäre, was der König durch ſeine von ihm ernannten
Miniſter zu tun beliebt. Eine monarchiſche Partei darf nach
ihrer Theorie keinen Miniſter ſtürzen, weil der Miniſter vom
König ernannt iſt. Wie aber, wenn der vom König ernannte
Miniſter gegen die Grundſätze handelt, die die konſervative
Partei für die richtigen hält? Wird die konſervative Partei
auch dann dieſen Miniſter zu halten verſuchen und ihm jene
parlamentariſche Unterſtützung gewähren, ohne die er ſeine
Tätigkeit nicht fortſetzen kann? Ja, ſagt die konſervative
Theorie, aber die konſervative Praxis ſagt hundertmal Nein!

Jetzt hat es der preußiſche Handelsminiſter mit den Junkern
verſchüttet. Schon lange hanſabündleriſcher Neigungen ver
dächtig, hat Herr Sydow die Einführung des Religions-
unterrichts in den Fortbildungsſchulen und die
Unterſtellung dieſer Schulen unter das Kultusminiſterium be-
kämpft. Daß die Junker, die in der Verpfaffung der Fort-
bildungsſchule ein Mittel zur Bekämpfung der Sozialdemo-
kratie erblicken, Herrn Sydow darob zürnen, kann man ihnen
nicht einmal übel nehmen. Aber eine lächerliche Jnkonſequenz
iſt es, wenn ſich die Deutſche Tageszeitung und andere Blätter
agrarkonſerbaliver Richtung gegen den „Vorwurf“ wehren, ſie
wollten den Handelsminiſter ſtürzen. Ja, es iſt nicht nur eine
Jnkonfequenz, ſondern eine widerwärtige Heuchelei. Jeder
Miniſter weiß, daß ſeine Tage gezählt ſind, daß er mit
Herrn v. Egon- Krieger zu ſprechen (ſiehe unten) „weggejagt
wird wie ein Knecht“, wenn er ſich bei der herrſchenden Junker-
clique unbeliebt macht. Und wenn er ein wenig ſtaatsmänniſch
veranlagt iſt, wird r ſogar zugeben, daß die Junker ein Recht
haben ſo zu handeln. ſolange ihnen die Macht dazu nicht fehlt.
Aber dieſe ganz ſelbſtverſtändliche und in zahlreichen Fällen
geüble Praxis der konſervativen Miniſterſtürzerei wird mit
frecher Stirn abgeleugnet, um die Ganzdummen in der Mei-
nung zu halten, Oppoſition ſei ein Verbrechen und die Konſer-
vativen ſeien die unbedingt zuverläſſigen Stützen der regie-
renden Autorität.

Wie es ſcheint, wollen die Junker bei der Frage des Fort
bildungsſchulgeſetzes einer Entſcheidungsſchlacht aus dem Wege
gehen, ſie werden ſelber wohl am beſten wiſſen warum, Herr
Shdow wird aber eines Tages eine ſchöne Miniſterleiche ſein,
er wird nicht wiſſen, wie ſo. Die Konſervativen werden un
entwegt fortfahren zu ſchreien und zu ſchreiben: Es iſt nicht
wahr, daß wir den Handelsminiſter Sydow geſtürzt haben, es
iſt nicht wahr, daß wir den Reichskanzler Bülow geſtürzt haben,
es iſt nicht wahr, es iſt nicht wahr!

Ein weggejagter Knecht.
Jm Wahlkreis RaſtenburgGerdauen machte ein konſervativer

Rittergutsbeſitzer v. Egan-Krieger in einer liberalen Wahl
verſammlung in Bieberſtein am Sonntag, nach der Königsb.
Hart. Ztg., das bemerkenswerte Eingeſtändnis:

Die konſervative Partei habe den Kanzler Bülow geftürzt,
wie eben ein Beſitzer ſeinen Knecht wegjage, der nicht das
leiſte, was man von ihm verlange.

Das iſt wenigſtens aufrichtig, denn bekanntlich haben die
Konſervativen ſich immer entrüſtet gegen die Behauptung ver
wahrt, daß ſie den Kanzler geſtürzt hätten. Jm übrigen iſt es
nichts neues, daß die Junker ſo von den Miniſtern denken.
Wenn Friedrich Wilhelm IV. zu ſagen pflegte: Die Miniſter
ſind meine Schuhputzer, ſo heißt's bei den Konſervativen: Die
Miniſter find unſere Knechte.
Was wird Knecht Theobald dazu ſagen, mit dem ſeine Herren
in letzter Zeit auch nicht ganz zufrieden waren?

Keine Sicherung des Wahlgeheimniſſes.
Am 17. Mai unterbresete der Vorſtand des pommerſchen
Provinzialverbandes der Fortſchrittlichen Volkspartei dem preu
ßiſchen Miniſter des Jnnern Vorſchläge zur Sicherung des
Wahlgeheimniſſes ver den Reichstagswahlen. Die Eingabe er-
ſuchte um Feſtfehßung einer Mindeſtzahl von 125 Wahlen bei
der Bildung der Abſtimmungsbezirke, durch die eine Kontrolle
der Wähler ermöglicht werde.

Darauf antwortete v. Dallwitz am 18. Juni, die Bildung der
Wahlbezirke und die Feſtſetzung der Wahltermine werde durch
das Reichstagswahlgeſetz und durch die Vorſchriften des Wahl
regelments geregelt,„denen, gegenüber es mir nicht zuſteht, über
dieſe Gegenſtände generekle Anordnungen im Sinne der Be-
ſchlüſſe des Delegiertentages zu treffen. Auch bin ich nicht
berechtigt, den nach S 16 des Reichstagswahlgeſetzes zur
Tragung der Koſten des Wahlverfahrens verpflichteten Ge
meinden (Gutsbezirken) die Benutzung eines be
ſt imm ten Wahlurnenmuſters aufzugeben, oder
einheitliche Wahlurnen auf Koſten des

Staates, der Provinzen oder der Kreiſe an
ſchaffen zu laſſen.“ Daß bei den Wahlen „es durchaus
zu vermeiden“ ſei, durch Verwendung unzulänglicher Wahl
gefäße und durch die Art ihres Gebrauchs Beſchwerden über
verſuchte Verletzungen des Wahlgeheimniſſes hervorzurufen,
ſei den wahlausführenden Behörden ſchon früher wiederholt
bemerklich gemacht und werde auch bei den nächſten allgemeinen
Reichstagswahlen wiederum in Erinnerung gebracht werden.

Auf ſolche miniſteriellen „Erinnerungen“ wird man dort, wo
die Verwendung „unzulänglicher Wahlgefäße“ gewohnter Ge-
brauch iſt, wahrſcheinlich auch diesmal mit jener bekannten
Wendung antworten „Der Miniſter kann uns ſonſtwas

Trennung von Staat und Kirche.
Der Fall des Pfarrers Jatho aus Köln, der vom Spruch-

kollegium wegen Jrrlehre ſeines Amtes entſetzt wurde, hat auch
in der liberalen Preſſe den Wunſch nach einer gründlichen
Revidierung der deutſchen Kirchenpolitik neu aufleben laſſen.
Die Forderung der Trennung von Staat und Kirche wird da
und dort mit großer Entſchiedenheit vertreten, und ſelbſt die
politiſch weit rechts ſtehende Kölniſche Zeitung meint ganz ver-
nünftig:

Hätten wir die Trennung von Staat und Kirche in
Preußen, ſo wäre uns der Fall Jatho und all die Bitternis
erſpart geblieben, die er im Gefolge gehabt hat, und wir wür-
den auch nicht ähnlichen Fällen in der Zukunft entgegen-
gehen.

Die Entſtaatlichung der Kirche, die Entkirchlichung des
Staates wäre eine Befreiung für beide Teile. Aber Akte der
Befreiung ſind nun einmal bei den Konſervativen und dem
Zentrum ganz allgemein äußerſt unbeliebt. An den Ernſt der
Nationalliberalen in Sachen einer liberalen Kirchenpolitik wird
man ſolange nicht glauben können, als dieſe Partei den Kon-
ſervativen und dem Zentrum die Stange hält, als
ſie Preußen das gleiche Wahlrecht und dem Reich die ſo
dringend nötige Neueinteilung der Wahlkreiſe
verweigert.

Eine Regierung, die ſich die Trennung von Staat und Kirche
zum Ziel ſetzte, würde dabei, unbeſchadet aller grundſätzlichen
Gegenſätze, auf die entſchiedene Unterſtützung der Sozialdemo-
kratie in dieſem Punkte zu rechnen haben. Ohne die Sozial
demokratie iſt natürlich eine ſolche Politik überhaupt nicht
durchzuführen. Wer Sammelvpolitik treibt, wer durch Erhal
tung von Wahlrechts- und Wahlkreisunrecht den Anteil der
Sozialdemokratie an der parlamentariſchen Macht zugunſten
der politiſch und kirchlich reaktionären Parteien künſtlich zu
ſchwächen ſucht, kann es auch in der Kirchenpolitik über einige
ſehr „liberale“, aber völlig folgenloſe Redensarten nicht hin
ausbringen.

Zwei Arteile der Militärjuſtiz.
Das Oberkriegsgericht der Hochſeeflotte in Kiel hatte am

Mittwoch über die Berufung eines Heizers vom Linienſchiff
Weſtfalen zu befinden, der vom Kriegsgericht des erſten Ge
ſchwaders in Wilhelmshaven wegen tätlichen Angriffs auf Vor
geſetzte zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt worden war. Er
hatte im ſtarken Rauſch verſchiedentlich Vorgeſetzten den Gehor-
ſam verweigert, hatte einem Obermaaten ein Bein geſtellt und
auf den Fuß getreten, gegen einen anderen Obermaaten war er
mit dem Kopf angerannt. Jn der pſychiatriſchen Abteilung des
Marinelazaretts, der der Angeklagte zur Beobachtung über-
wieſen worden war, wurde feſtgeſtellt, daß ſein Großvater im
Delirium geſtorben, ſein Vater ein Trinker und im Armenhauſe
untergebracht und er ſelbſt teils im Waiſenhauſe, teils von
ſeinem Onkel erzogen worden ſei. Die Zeugenausſagen des
Onkels und andere Feſtſtellungen ergaben, daß der Angeklagte,
wenn er betrunken ift, vollſtändig bewußtlos handelt. Der Sach-
verſtändige, Oberſtabsarzt Dr. Schmidt, bekundet, daß die
Wahrſcheinlichkeit vorliegt, daß der Angeklagte in einem krank-
haften Rauſchzuſtande gehandelt hat. Das Gericht aber ent-
ſchied, daß weder die Wahrſcheinlichkeit, noch die Möglichkeit
beſtehe, daß der Angeklagte im pathologiſchen Zuſtande ge
handelt habe, er ſei für ſeine Tat voll verantwortlich. Das
Urteil lautete auf ein Jahr neun Monate Ge-
fängnis. An demſelben Tage hatte das Kriegsgericht der
erſten Marineinſpektion über einen Torpedobootsmaaten vom
Schulſchiff Friedrich Karl abzuurteilen, der einen Matroſen
mit dem Fuß in das Geſäß getreten hatte, daß der Getretene
ftarke Schmerzen verſpürte, und hatte ihn Schwein genannt.
Das Urteil lautete auf zwei Tage gelinden Arreſt.
Da wird der Sozialdemokratie immer von den Patrioten anti
militariſtiſche Agitation vorgeworfen, und ſie hat es bei ſolchen
Urteilen der Militärjuſtiz wirklich nicht nötig, antimilitariſtiſche
Agitation zu betreiben.

Deutſches Reich.
Der Krach im Hanſabunde. Die dem Zentralverbande

deutſcher Jnduſtricller naheſtehende ſcharfmacheriſche Poſt teilt
in ihrer Abendausgabe vom Montag mit:

„Jn manchen Kundgebungen wurde der Austritt (Rötgers)
ſogar als ein „Gewinn“ für den Hanſabund bezeichnet. Wir
können heute einen weiteren ſolchen Gewinn des
Hanſabundes verzeichnen. Es iſt nämlich der Austritt
des Bankiers Ludwig Delbrück, Mitglied des
Herrenhauſes, der perſönlich und für ſeine beiden
Firmen Delbrück, Schickler u. Ko. und Gebrüder Delbrück den
Austritt aus dem Hanſabund erklärt hat.“ Weiter hat die Poſt
von einem rheiniſchen Großinduſtriellen erfahren, daß „die ge
ſamte rheiniſch-weſtfäliſche Großinduſtrie“ aus dem Hanſa-
bunde austreten werde.

Das iſt ſicher richtig. Die entſcheidende Großinduſtrie kon
ſolidiert ſich in reinlicher Scheidung für ſich ſelbſt und macht
damit den Hanſabund zur typiſchen und verufenen Jnter-
eſſenienvereinigung der Börſe und des Großhandels.

Die konſervative Denunziation gegen Profeſſor Wilbrandt.
Die agrariſch- konſervative Preſſe fuhr bekanntlich wütend über
den Profeſſor Wilbrandt in Tübingen her, weil er in einem
ſeiner Werke Anſichten geäußert, die man als ſozialiſtiſches
Gkaubensbekenntnis anſah. Jn nachdrücklichſter Weiſe ver
langte dieſe Preſſe daß Wilbrandt, dieſer ſtaatliche Lehrer, aus
ſeinem Amte entfernt werde. Jn der Schul- und Kultus-
debatte im württembergiſchen Landtag wurde am
vergangenen Sonnabend dieſe Denunziation von dem ſozial-
demokratiſchen Redner Heymann zur Sprache gebracht und der
Kultusminiſter interpelliert, wie er ſich zu den Angriffen der

Berliner reaktionären Preſſe ſtelle. Kultusminiſter v. Fleiſch
hauer erklärte, die Angriffe auf den Tübinger Hochſchullehrer
Profeſſor Wilbrandt ſeien ihm erſt durch die ſozialdemokra
tiſche Preſſe bekannt geworden. Er gebe die Verſicherung ab,
daß er alles tun werde, um der Lehrfreiheit der Univerſitäts-
profeſſoren zu hüten und zu ſchützen gegen alle Angriffe, von
welcher Seite ſie auch kommen mögen.

Die Erklärung wurde von der ganzen Linken mit lebhaftem
Beifall aufgenommen.

Verſicherung der Feuerwehren. Bekanntlich lehnte der
Reichstag den ſozialdemokratiſchen Antrag ab, der eine Auf
nahme der Feuerwehrleute unter die Verſicherung der Reichs
geſetzgebung forderte. Der Ausſchuß der badiſchen Landes-
feuerwehren befaßt ſich deshalb mit der Fürſorge für die frei
willigen Feuermänner, die bekanntlich auch bei der Waſſernot,
bei Eiſenbahnunfällen uſw. in Hilfstätigkeit treten. Man will
die Gemeindeverwaltungen zu einer Haftpflichtverſicherung
veranlaſſen, beim Landtag wegen der Unfallverſicherung der
außerhalb des Branddienſtes verwendeten Feuerwehren vor-
ſtellig werden und beim Reichsfeuerwehrverband eine An-
regung geben zur reichsgeſetzlichen Regelung. Die Unter-
ſtützungskaſſe des Landes tritt nur bei Unfällen ein, die bei
Uebungen und im Branddienſt ſelber entſtanden.

Frankreich.
Die Neubildung des Miniſteriums

wurde vom Präſidenten Fallieres auf Anraten von Monis dem
Finanzminiſter Caillaux übertragen. Die meiſten Zei-
tungen halten ein Miniſterium Caillaux für ſicher. Neben dem
Seinepräfekten de Selves werden auch Poincars und Millerand
als etwaige Miniſter des Aeußern genannt. Das Kriegsporte-
feuille ſoll Etienne oder Chochéry angeboten werden. Jn ge
wiſſen parlamentariſchen Gruppen, namentlich unter den Geg-
nern des Proportionalwahlſyſtems, wird noch immer auf ein
Miniſterium Clémenceau gehofft. Die Regierung Caillaux'
wird, ſobald ſie ernannt iſt, ſich bemühen, die Budgetberatung
zum Abſchluß zu bringen, um durch die Vertagung des Parla
ments bis zum Oktober Zeit zu gewinnen. Was bis jetzt über
die Namen der einzelnen Miniſter verlautet, iſt lediglich Kom
bination, obgleich an „beſtunterrichteter Stelle“ behauptet wird,
daß das neue Miniſterium unter Vorſitz Caillaux' bereits ge-
bildet ſei. Delcaſſé behält das Marineportefeuille und Poin-
caré wird Miniſter des Aeußern.

Paris, 27. Juni. Eine ganze Reihe von Abgeordneten hat
ihre Abſtimmung bezüglich der Jnterpellation, die den Fall des
Miniſteriums Monis herbeigeführt hat, geändert, ſo daß
das im Amtsblatt veröffentlichte Reſultat ſtatt der Minderheit
von 24 Stimmen eine Majorität von 5 Stimmen für die Regie-
rung ergibt. Das definitive Reſultat iſt demnach 241 zu 236
Stimmen.

Für die Wahlreform
Paris, 27. Juni. Die der Kammermajorität vom 22. Juni

angehörigen Abgeordneten hielten geſtern eine Verſammlung
ab und nahmen folgende Reſolution an: Die 200 Republikaner,
die am 22. d. Mts. die Majorität bildeten, verlangen, daß ihre
Wahl durchgeführt werde und die neue Regierung die Wahl

Die türkiſche Familie.
Von Parvus.

Die kulturelle Wurzel der türkiſchen Regaktion liegt nicht
in der Religion, ſie liegt in der Familie.

Wohl widerſetzt ſich der Jslam der Ziviliſation, aber nicht
mehr, als es das Chriſtentum getan hat. Wer den Satz
unterſtützt, daß, ſolange die Türken dem Jslam treu bleiben,
ſie niemals ein Kulturvolk werden können eine Behauptung,
durch die neben den Türken weitere 300 Millionen Moham-
medaner getroffen werden der möge ſich doch daran erinnern,
daß der Weg der Ziviliſation in Europa von Scheiter-
haufen begleitet war, die das Chriſtentum errichtet hatte.
Und noch jetzt iſt die Kirche, die katholiſche ſowohl wie die
proteſtantiſche, der Hort der Reaktion.

Alſo die reaktionäre Gewalt des Jslams, wie jeder Religion,
ſoll durchaus nicht beſtritten werden. Aber nicht das iſt es, was
Der Reaktion in der Türkei, im Vergleich zu Europa, einen be
ſonders ſtarken Halt gibt. Es iſt, wie ſchon erwähnt, die türkiſche
Familie.

Das Weſen der türkiſchen Familie iſt nun
keineswegs die Polygamie.

Die Polygamie beſchränkt ſich auf das herrſchende Haus und
einige Magnatenhäuſer. Jn der königlichen Familie wird die
Vielweiberei Hunderte von Frauen! ſeit Jahrhunderten
mit politiſchen Abſichten gepflegt. Es ſoll damit verhindert
werden, daß das Jntereſſe des Herrſchers ſich an eine Familie
und Nachkommenſchaft binde. Es iſt alſo derſelbe politiſche
Zweck, der auch dem Menſcht um zugrunde lag. Die Keuſch-

heit mag der perſönliche Zweck einzelner geweſen ſein, die Kirche
verfolgte mit den Klöſtern, mit dem Heiratsverbot der katho-
liſchen Geiſtlichen die Loslöſung von der Familie.
Dasſelbe wurde in der Türkei auf anderem Wege verſucht: dem
des Wechſels und der Zerſplitterung des Jntereſſes, indem man
den Mann von einem wechſelnden Haufen Frauen umagabh. Jn

wiederum

beiden Fällen war das Ergebnis Cliquen wirtſchaft und
Jntrigenſpiel.

Die türkiſche Bevölkerung von Konſtantinopel iſt mono-
gamiſch. Auch in der Provinz und unter dem Bauerntum
wird die Vielweiberei in dem Maße zur Seltenheit, wie der
Kapitalismus die land wirtſchaftlichen Verhält-
niſſe revolutioniert. Denn früher war für den Bauern der
Beſitz mehrerer Frauen ein Reichtum, wie der Beſitz von Ar-
beitstieren. Mit der fortſchreitenden Parzellierung des bäuer-
lichen Bodens wird dieſer Beſitz zu einer Laſt.

Monogamiſch, wie in Europa, beſteht aber die türkiſche
Familie aus einer viel größeren Anzahl von Perſonen.

Wenn man durch den Bosporus fährt, bleibt der Blick an der
langen Front der türkiſchen Häuſer haften. So ein Haus mit
ſeiner langen Reihe von Fenſtern, die übrigens durchweg von
feinmaſchigen Holzgittern verblendet ſind, erinnert an eine
Kaſerne oder Schule. Es iſt auch eine Art Kaſerne. Jn der
Mitte der nicht gedeckte Lichthof, um dieſen herum in mehreren
Etagen Gänge und Zellen. Man braucht viel Räume: denn ſo
eine türkiſche Behauſung umfaßt 20 und 30 und mehr Perſonen.
Fremde werden nicht zugelaſſen, das iſt alles die eigene Familie.

Der Sohn heiratet ins Haus, nur das Mädchen kommt aus
dem Hauſe. Es iſt der Ehrgeiz der Türken, die geſamte viel-
gliedrige Familie in ſeinem Haushalte zu haben. So bildet
ſich eine komplizierte Haushaltung mit einem ſtrengen
Familienregime.

Es iſt mehr als eine Familie ein Geſchlecht, eine Gens.
Dieſe Gens hält in einem um ſo größeren Umkreiſe und um ſo
ſtärker zuſammen, je höher die ſoziale Stellung ein-
zelner ihrer Mitglieder iſt. Jſt jemand unter ihnen hoher
Staatsbeamter, ſo blickt die Anverwandtſchaft bis in das ent
fernteſte Glied hoffnungsvoll auf ihn, und es iſt für ihn gerade-
zu ein moraliſches Gebot, ſie zu fördern. Das umfaßt dann
eine ganze Anzahl ſolcher Geſchlechtsgemeinſchaften und bildet
eine große politiſche Macht. Denn jedesmal, wenn jenes Mit-
glied der Gens, das im ſozialen Vordergrunde ſteht, in Gefahr
gerät, ſetzt ſich die Geſamtheit der Geſchlechter in Bewegung,

um ihn zu ſchützen. Das geſchieht blind, fanatiſch und mit der
größten Selbſtaufopferung. Die Gens hat ihre weitverzweigten
Fühler, um eine Gefahr zu erſpähen oder einen Vorteil zu er
haſchen, ſie trägt und ſchützt ihren Mann, wie ein maſſiges viel
armiges Polhypentier.

Darum geſtaltet ſich der Kampf der jungen Türkei gegen die,
alten Staatsbeamten ſo ſchwer. Denn es iſt ein Kampf nicht
bloß gegen einzelne, es iſt ein Kampf gegen Geſchlechter.

Da haben wir ſchon ein wichtiges Moment, wie die türkiſche
Familie die Reaktion ſtützt.

Von noch größerer Bedeutung aber iſt ihr moraliſcher Einfluß
auf die heran wachſende Generation.

Jede revolutionäre Geſchichtsperiode erzeugt einen Kampf,
der jungen gegen die alte Generation. Jn Europa mit ſeiner
Einzelfamilie iſt das ein Kampf der Söhne gegen die
Väter. Jn der Türkei aber laſtet nicht bloß eine, es laſten
mindeſtens zwei Generationen auf dem Nachwuchs. Jn der
gemeinſamen Haushaltung wachſen die Kinder unter dem Re
gime der Eltern und Großeltern auf.

Der moraliſche Einfluß der Großeltern, der abſterben-
den Generation kann ſogar der meiſtbeſtimmende bei der
Erziehung der Kinder ſein. Denn die Väter, die tätige
Generation, ſind meiſt außer dem Hauſe, ſie werden durch
andere Jntereſſen abgelenkt. Die Großeltern dagegen bleiben
zu Hauſe und konzentrieren ihre Aufmerkſamkeit auf die Haus
haltung und die Kinder. Durch das Alter der Elaſtizität des
Geiſtes beraubt, ſind ſie ſtarr in ihren Anſichten; ſie folgen der
Tradition und haben in allen Dingen feſte Regeln, ſie lähmen
deshalb den Forſchungsgeiſt der Jugend und bahnen ihn in
alte Wege.

So groß iſt dieſer Einfluß der türkiſchen Familie, daß ſelbſt
Männer von 30 Jahren, hervorragende Geiſter, trotz euro
päiſcher Studien, mehrjähriger Anweſenheit in Europa, noch in
ihrem Banne ſtehen.

Eine große Rolle im Sinne der Verſtärkung der reaktionären
Gewalt der türkiſchen Familie ſpielt die Frau, die ſelbſt iprOpfer iſt. Doch dies iſt eine Frage für ſich e



reform verwirkliche. Die Annahme dieſes Beſchluſſes er
folgte einſtimmig.

Oelterreich-Ungarn.
Die Miniſterkriſe.

Das Kabinett Bienerth befindet ſich in der Auflöſung
und in kurzer Zeit wird es ganz aufgehört haben zu ſein. Der
neue Mann heißt ſehr wahrſcheinlich wieder Gautſch, der
bereits früher an der Spitze der Regierung geſtanden hat.
Franz Joſeph hat ihn beauftragt, die innerpolitiſche Situation
zu „entwirren“. Gautſch hat daraufhin mit den parlamen-
tariſchen Führern Verhandlungen eingeleitet und iſt bemüht,
eine Parteikoalition im Parlament zu ſchaffen, die durch enge
Anteilnahme an der Entwirrung und durch Verteilung mehre
rer Portefeuilles an Parlamentarier eine ſichere Regie
rungsmehrheit verbürgt. Sollten dieſe Verhandlungen
von Erfolg ſein, ſo wird das Kabinett Bienerths ſofort demiſ-
ſionieren und Baron Gautſch ein neues Kabinett, beſtehend
aus Deutſchfreiheitlichen, Chriſtlichſozialen, Polen, Tſchechen
und Südſlawen, bilden.

Wie nunmehr bekanntgegeben wird, hat der Kaiſer die
Demiſſion des Handelsminiſters Dr. Weiskirchner
und des Eiſenbahnminiſters Glombinstki angenommen.

Türkei.
Die albaniſchen Wirren.

Die Entwicklung der Dinge auf dem Balkan und beſonders
an der türkiſchmontenegriniſchen Grenze iſt durchaus keine
erfreuliche. Von Montenegro aufgeſtachelt und unterſtützt,
haben die Albaneſen den ihnen von den Türken angebotenen
Frieden ausgeſchlagen und die Feindſeligkeiten gegen die
türkiſchen Truppen fortgeſetzt, die dabei bis jetzt wenig Er-
folge zu verzeichnen haben. Auch ſollen bereits 10 bul-
gariſche Banden in Mazedonien eingefallen ſein.

Wie der Kölniſchen Zeitung aus Cetinje gemeldet wird,
waren Sonnabend morgen alle dort anweſenden Geſandten
der Großmächte und der Balkanſtaaten beim König verſammelt
und verhandelten anderthalb Stunden über die Frage der Be
richtigung der türkiſchmontenegriniſchen Grenze und über die
ſchwierige Lage Montenegros, die durch die Weigerung der
Aufſtändiſchen, der Mahnung des Sultans zur Rückkehr Folge
zu leiſten, herbeigeführt worden iſt. Der König bat, unter
ſſtützt durch mehrere Geſandte, den türkiſchen Geſandten, nach
Podgoritza zu reiſen und perſönlich mit den Führern der Auf-
ſtändiſchen zu verhandeln. Praktiſchen Erfolg haben dieſe Be
ſprechungen bis jetzt nicht gehabt. Die Albaneſen wieſen die
türkiſchen Vorſchläge als ungenügend ab. Jn den albani-
ſchen Gegenvorſchlägen wird u. a. verlangt: die Er-
laubnis des Waffentragens, die Wahl der hohen Verwaltungs-
beamten, die der niederen Beamten unter den Albaneſen, die
Ableiſtung des Heeresdienſtes in Albanien, die Herſtellung aller
verwüſteten Häuſer ſowie eine Vergütung aller angerichteten
Schäden, die vollſtändige Amneſtierung aller Albaneſen und
endlich eine Bürgſchaft dafür, daß die Pforte dieſen Be-
dingungen treulich nachkommt. Die Türkei hat dieſe Forde-

rungen als zu weitgehend vorläufig noch zurückgewieſen.

Marokko.
Der franuzöſtſchſpaniſche Naubzug.

Frankreich und Spanien liegen ſich noch immer in den Haaren
und wachen eiferſüchtig darüber, daß bei dem Marokkoabenteuer
ein Land das andere nicht übers Ohr haut. Vielleicht führt das
Gezänke noch zum Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen
zwiſchen beiden Staaten. Jn einem ausführlichen Bericht über
das Vorgehen Spaniens in Marokko weiſt der Temps darauf
hin, daß die ſpaniſche Regierung alle militäriſchen Maßnahmen
getroffen habe, um in Marokko noch viel umfangreichere Unter
nehmungen als die Beſetzung von Elkſar durchführen zu können.
Spanien habe gegenwärtig ſicherlich an 50000 Mann in Marvokko,
und überdies ſtünden in Malaga und Cadiz 10000 Mann bereit.
Die gegenwärtige finanzielle Lage Spaniens ſei ſo, daß es eine
außerordentliche Ausgabe von 30—40 Millionen Peſetas nicht
allzu ſchwer ertragen könnte. Man dürfe alſo weder vom mili-
täriſchen noch vom finanziellen Geſichtspunkte aus darauf rechnen,
daß Spanien ſich abhalten laſſen werde, auf dem betretenen Wege
fortzuſchreiten.

Aus der Partei.
Aus dem finniſchen Parteileben,

Unſer finnländiſcher Mitarbeiter ſchreibt uns: Der Kongreß
der finniſchen Sozialdemokratie, der ſatzungsgemäß alle drei
Jahre abgehalten werden muß, wird im kommenden Herbſt nach
Helſingfors einberufen werden. Als wichtigſte Verhand
lungsgegenſtände ſtehen auf der Tagesordnung des Kongreſſes
folgende Fragen: Die Genoſſenſchaftsbewegung und die Ar-
beiter Die Jugendbewegung in der Sozialdemokratie, Die Pro
grammfrage und Die Stellungnahme gegen die Reaktion.

Jn unſerem Zentralorgan Työmies tritt Genoſſe K. dafür
ein daß die Frage der Erweiterung der Rechte der ruſſiſchen
Staats angehörigen in Finnland auf dem Kongreſſe nicht nur
als ein Punkt der Berichterſtattung der parlamentariſchen
Fraktion, ſondern als beſonderer Punkt behandelt würde. Jn
Uebereinſtimmung mit der Fraktion ſolle der Kongreß ſich
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Musselinette
mit und ohne Bordüre, hell- und
dunkelgrundig

PMeter 42 38 35 30 27

28 P.
Zephir- Leinen

einfarbig und gestreift,
Sortimente

15,
Modellhüte,

garn. Damen- u. Kinderhüte
sind im Preise

Crepon

ganz bedeutend zurllckgesetrt.

grosse

Meter 65 52 48 42

einfarbig u. mit kleinen Mustern,
vorzüglich in der Wäsche reeignetMeter 65 58 See

Sonder- An

Weiss-Batist
a jour, für Kleider und SchürzenMeter 75 68 60 55 50 45 30 pt.
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dafür ausſprechen, daß die Rechte der Ruſſen auch folgende
Punkte umfaſſen ſollen: 1. Rede- und Preßfreiheit, 2. Vereins-
und Verſammlungsfreiheit, 3. Gewerbefreiheit, 4. Gleich-
berechtigung mit den Finnländern in den Gemeindeangelegen-
heiten. Die angeführten Rechte ſind den in Finnland leben-
den Ruſſen infolge der barbariſchen Maßnahmen des General
gouverneurs genommen. Die ſozialdemokratiſchen Forde-
rungen zeigen am deutlichſten, daß nicht die Regierung, ſon
dern die finniſchen Sozialdemokraten die wirkliche Gleich-
berechtigung der Ruſſen anſtreben.

Gewerkſchaftliches.
Der Streik der engliſchen Seeleute.

Mit Ausnahme von Southampton, wo der Streik mit einem
vollen Erfolge der Arbeiter endete, hat die Bewegung in allen
engliſchen Häfen größeren Umfang angenommen. Jn Hull
wird in keinem einzigen Dock gearbeitet. 6000 Dockarbeiter haben
mit den Seeleuten gemeinſame Sache gemacht. Am Mittwoch
wollen auch die dortigen Eiſenbahnarbeiter ſtreiken.
Havelock Wilſon, der Führer der Ausſtändigen, verlangt für Hull
die Einſetzung eines gemeinſamen Ausſchuſſes und die Aner-
kennung der Arbeiterunion durch die Arbeit geber“. Ohne das
ſei in Hull keine Verſtändigung möglich. Der Bürgermeiſter von
Hull iſt auf dem Wege nach London, um die Hilfe des Arbeits
miniſteriums anzurufen. Auch in Liverpool iſt der Handel
außerordentlich bedroht. Jn London ſoll eine gemeinſame Ver
ſammlung der Lokalvereinigung von Schiffseignern ſtattfinden, um
über die zukünftige Haltung gegenüber der Bewegung zu beraten.
Man fühlt in dieſen Kreiſen, daß die Nachgiebigkeit einiger großer
Firmen die Geſamtlage der Unternehmer gegenüber den See-
leuten ſehr verſchlechtert hat.

Jn Amſterdam haben die Syndikate und Vereinigungen der
Auslader und Hafenarbeiter beſchloſſen, das Vorgehen der See-
leute durch Verkündigung des Generalſtreiks zu unterſtützen.
Jnfolgedeſſen iſt Montag bei fünf der größten Reedereien der
Streik ausgebrochen.

Meldungen über Gewertſchaftskämpfe.
Die Möbeltransportarbeiter in Pforzheim ſtreiken

ſeit dem 22. Juni, weil ſich die Unternehmer weigern, die Organi-
ſation anzuerkennen und einen Tarifvertrag mit dem Transport-
arbeiterverband, dem 95 Proz. der in Frage kommenden Arbeiter
angehören, abzuſchließen. Nach längeren Verhandlungen, bei denen
die Unternehmer keinerlei Zugeſtändniſſe machten, legten ſie ein
mütig die Arbeit nieder.

Weiter traten am 26. d. Mts. die Möbeltransportarbeiter in
Chemnitz in den Ausſtand, da die Unternehmer ſich nicht bereit
erklären wollten, den zurzeit 24 Mk. betragenden Wochenlohn um
ein Geringes zu erhöhen, und da ſie ſich weiter weigerten, die in
übergroßer Zahl vorkommenden Ueberſtunden zu bezahlen; dieſe
ſollten vielmehr umſonſt geleiſtet werden. Da die Unternehmer
unter hochtönenden Verſprechungen verſuchen, Arbeitswillige für
Pforzheim und Chemnitz zu werben, wird dringend um Fern-
haltung des Zuzuges gebeten.

Boykottiert. Die Firma Lypſtadt, Zigarrettenfabrik in
Frankfurt a. M. verwehrt ſeit Jahren ihren Arbeitern das dieſen
zuſtehende geſetzliche Recht der Vereinigung im Deutſchen Tabak-
arbeiter-Verband. Um nun aber Herrn Lypſtadt begreiflich zu
machen, daß er nicht das Recht hat, ſeinen Arbeitern das Koali-
tionsrecht zu verwehren, haben die in Frankfurt maßgebenden
Jnſtanzen einſtimmig beſchloſſen, über die Fabrikate der Firma
Lypſtadt den Boykott zu verhängen!

Aus ger Jugendbewegung.

Die Jugendausſchüſſe ſind „Vereine“!
Jetzt ſollen nach der Logik eines preußiſchen Gerichts auch

ſchon die Mitglieder der von der organiſierten Arbeiterſchaft
eingeſetzten Jugendausſchüſſe „politiſche Vereine“ ſein.
Bekanntlich hat vor einigen Monaten der Polizeipräſident den
Jugendausſchuß für Groß-Berlin zu einem „politiſchen Ver
ein“ geſtempelt und den Genoſſen Kurt Roſenfeld aufgefordert,
der Polizei die Satzungen und das Verzeichnis der Vorſtands-
mitglieder des „Vereins“ Jugendausſchuß einzureichen. Genoſſe
Roſenfeld hat das natürlich nicht getan, weil dem Verlangen
des Polizeipräſidenten die tatſächlichen und auch die rechtlichen
Vorausſetzungen fehlen. Der Polizeipräſident erließ eine
Strafverfügung gegen Roſenfeld, worüber dieſer die Entſchei-
dung des Gerichts herbeiführte. Am Sonnabend fand die Ver-
handlung vor einer Berliner Schöffengerichtsabteilung ſtatt.
Genoſſe Roſenfeld berief ſich darauf, daß der Jugendausſchuß
überhaupt kein Verein, alſo auch kein politiſcher Ver-
ein iſt, daß er, Roſenfeld, nicht der Vorſitzende des nicht be-
ſtehenden Vereins iſt und daß Satzungen gar nicht vorhanden
ſind.

Nun ließ der Amtsanwalt die Anklage zwar ſoweit fallen,
als ſie ſich auf die Nichteinreichung der Satzungen bezieht, er
hielt aber an der Auffaſſung feſt, daß der Jugendausſchuß ein
„politiſcher Verein“ ſei und Roſenfeld deshalb ein Verzeichnis
der Vorſtandsmitglieder einreichen müſſe. Zum Beweiſe für die
Richtigkeit ſeiner Auffaſſung konnte ſich der Amtsanwalt nur
auf ein bei den Akten befindliches Schreiben des Polizeipräſi-

Foulardine
mit Seidenglanz, grosse Farben-
und Musterauswahl

Meter 95 85 75 65 Pf.

Kleicler- Mull
weiss, getupft und bestickt, grosse
Musterauswahl

P

Kleider, extra breit

Woll-Musseline
mit und ohne Bordüre

Meter 98 75 65 55 Meter 1.10 98 95

Kleicler-Leinen

grobe Farbenauswahl

für Was
Schweiz. Stickereistoff Rips-Leinen

grosse Musterauswahl für Blusen und 25 in weiss und vielen modernen
Farben

Meter 2.00 1. 75 1.50 Pf
hell-, mittel und dunkelgrundig, 85 75 Pf.

für Röcke und Kostüme geeignet,Meter 1.00 95 80 75 Pf.

diums berufen, das gegen den Widerſpruch des Gen. Roſen
feld als „Beweismittel“ verleſen wurde. Beweiſe bringt das
Schriftſtück allerdings auch nicht, ſondern es trägt im weſent-
lichen die Anſicht vor, daß der Jugendausſchuß von der ſozial-
demokratiſchen Partei eingerichtet, alſo ein politiſcher Verein
ſei. Zeugen für dieſe Anſicht wollte das Polizeipräſidium nicht
angeben. Daraus kann man wohl ſchließen, welcher Art die
„Zeugen“ ſind, auf die ſich die Darlegungen und das Vorgehen
der Polizei ſtützen.

Jn längeren Ausführungen legte Genoſſe Roſenfeld dar, daß
der Jugendausſchuß nichts weiter iſt als eine Kommiſſion von
Perſonen, die ſich zur Aufgabe gemacht haben, Bildung und
Wiſſen unter der arbeitenden Jugend zu verbreiten.

Doch das Gericht ſtellte ſich auf den von der Polizei
vertretenen Standpunkt: Der Jugendausſchuß ſei eine Ein-
richtung der ſozialdemokratiſchen Partei, Sozialdemokraten
ſeien im Ausſchuß tätig und wenn Sozialdemokraten Ver-
anſtaltungen treffen, die der Bildung und dem Kunſtſinn
dienen ſollen, ſo ſei kein Zweifel, daß ſie damit Anhänger
für ihre Partei werben, alſo ſich politiſch betätigen
wollen! So hatte alſo auch das Gericht den Jugendaus-
ſchuß zu einem politiſchen Verein geſtempelt. Genoſſe Roſen-
feld wurde zu zehn Mark Geldſtrafe verurteilt.
Selbſtverſtändlich wird gegen das kurioſe Urteil Berufung ein
gelegt werden.

Volkswirtſchaftliches.
Die agrariſche Zollpolitik als Triebkraft des Güterſchachers.

Aus der amtlichen Statiſtik des ländlichen Beſitzwechſels im
Königreich Preußen iſt zu entnehmen, daß im allgemeinen ſeit

Jahren weit mehr Beſitzungen im Wege des Kaufes ihren Be-
ſitzer wechſeln, als im Wege des Erbganges. Das triftf nament-
lich für die großen Beſitzungen über 100 Hettar, alſo
die Rittergüter zu; von ihnen wechſelten jährlich im Durch-
ſchnitt der letzten zehn Jahre 530 im Wege des Erbganges und
950 infolge von Verkauf ihren Beſitzer. Dagegen ſtellt
ſich beim großbäuerlichen Beſitz (zwiſchen 50 und 100 Hektar)
dasſelbe Verhältnis wie 1170 zu 890; hier überwiegt alſo ebenſo
wie auch in der Beſitzklaſſe zwiſchen 20 und 50 Hektar die Be
ſitzübertragung infolge Erbganges. Beim kleinſten bäuer-
lichen und Zwergbeſitz iſt dagegen beim Beſitzwechſel wieder der
Verkauf vorherrſchend.

Jm allgemeinen ergibt ſich aus der Statiſtik, daß im Durch
ſchnitt jährlich reichlich 5 v. H. der Großgrund-
beſitzer ihren Beſitz verkaufen; dabei iſt der ge-
bundene Beſitz in Geſtalt von Fideikommiſſen nicht mit berück-
ſichtigt. Die Häufigkeit des Ueberganges von landwirtſchaft-
lichem Grundbeſitz iſt, darüber laſſen die amtlichen Ermitt-
lungen keinen Zweifel aufkommen, nicht ſowohl durch Notlage
der Eigentümer veranlaßt worden, ſondern durch die be-
deutende Steigerung, welche die ländlichen
Bodenwerte im Laufe der letzten Jahre erfahren haben.
Jnfolge der Schutzzollgeſetzgebung ſind die Güterpreiſe
wie auch die Pachtpreiſe ziemlich allgemein bedeutend in
die Höhe gegangen, was einerſeits zu weitgehender Aus-
nutzung des erhöhten Realkredits, andererſeits in großem Um-
fange zur Veräußerung des Grundbeſitzes Veranlaſſung gegeben
hat. Jn der Zeitſchrift des Kgl. Preußiſchen Statiſtiſchen
Landesamtes wird dazu bemerkt:

„Es machte ſich ſtellenweiſe eine übertriebene Preisſteige-
rung für den Grund und Boden geltend, ſo daß nicht ſelten
Preiſe gezahlt worden ſind, welche nach Anſicht der Bericht
erſtatter auf die Dauer eine Rentabilität des Grundbeſitzes
ausſchließen und im Falle erheblicher Verſchuldung in
ſchlechten Wirtſchaftsjahren zur Zwangsverſteigerung führen
müſſen.“

Jn der Tat erweiſt dann auch die Statiſtik der Hypotheken-
betwwegung, daß die Verſchuldung des ländlichen
Grundbeſitzes dauernd und ziemlich ſtetig zu nimm
während der die Hypothekenlöſchungen überſteigende Betrag der
Eintragung im Jahresdurchſchnitt 1886——1904 etwa 280 Millio-
nen Mark betrug, erreichte er in den letzten vier Jahren die be-
denkliche Höhe von 580 Millionen Mark.

Es ergibt ſich alſo, daß, wie vor zehn Jahren von allen
Gegnern der agrariſchen Wucherzölle vorausgeſagt wurde, die
Zölle eine ſtarke Bodenpreisſteigerung und dieſe wieder einen
ſchwungvollen Güterhandel zunehmende Bodenverſchuldung
zur Folge gehabt haben. Und die Folge wird ſein: neues
Schreien nach agrariſchen Liebesgaben und neue Zollerhöhungen
auf Koſten des Volkes.

eerreeerrereereeeereeremeeeeeeVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lotales, Provinzielles
und Verſammlungsberichte Wilhelm Koenen, ſämtlich in
Halle.
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Polt- Abonnenten
Um Verzögerungen in der Zuſtellung des Volksblatts zu ver

meiden, werden die Poſt Abonnenten gebeten, ſchon jetzt ihre
Abonnements zu erneuern. Der Verlag des Volksblattes.
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Shantung- Leinen
Ersatz für Bastseide, hauptsächlich
in ecru, für Kostüme geeignet

PMeter 1.25 1.15 1.05

Kleider- Leinen m. Bordüre
in aparten neuen Farbentönen

Meter 1.35 1.25 1.10 pt.

Halle a. S.,
Marktplatz 2 und 3,
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bestehend aus Konzert, Umzug
den verschiedensten Unterhaltungsspielen.

Der Eintrittspreis beträgt pro Person 10 Pf.
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Eintrittskarten sind von heute ab in der Buchhandlung, Partei-Sekretariat,
Harz 42/43, sowie im Volkspark“, Burgstrasse 27, gegen Vorzeigen des Mitgliedsbuches
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Allg. Konsum-Verein, Halle.

Wegen Inventur bleibt die

i Verkaufsstelle Diemitz
Donnerstag den 29. Juni F. geschlossen. W

Der Vorstand.
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bllesher Kohlenbot, Hle a

Walter Trollo
Kontor u. Lager: Delitzscherstr. S1 Tel. 1439

3 empfiehlt sich zur Lieferung von
Briketts, Grudekoks, Nass-

preßsteinen, Plättkohle,
j Westfälisch. Schmiedekohle,

Steinkohlenkoks rein
S Als Sperialität:z Herdkohlen für Hotels z
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Wohnungs-Ummeldung.
Unterzeichneter iſt verzogen

von (Ort, Straße u. Hausnummer)Jd

S nach (Ort, Straße u. Hausnummer

und erſucht um Lieferung des Volksblattes in die neue
Wohnung ab 1. Juli 1911.

Große Auswahl, billigſte

Name (cxecht deutlich) e

Her Verkauf
in der

ersten Etage

bringt durch

Ersparung
hoher Ladenmiete

ganzerhebliche Vorteile
bei jedem Einkauf

in der Wäſche Fabrik
von

Sternkelg,
Gr. Ulrichſtr. 20, I. Galle

neben ſeitherigein Laden.

Mitglied d. Rab.-Spar-Ver.
5 o Rabatt.

Sicherheits-Spiritusplätten
emptiehlt

C. F-
Leipris er slrasse 90.

Kichard FPlemming,
Halle a. s., Schmeerſtraße 22.

Optisohe Anstaft.
Preiſe.

Sollde Famillen
erhalten ſämtliche Wäſcheartikel,

XGardinen, Kleiderſtoffe, Bluſen,
Kinderkleider, Knabenanzüge c.
in nur reeller Ware, auch auf

Teilzahlung
bei F. Gronau, Barfüßerſtr. 16,
Wäſchefabrik u. Verſand- Geſchäft

Faſt noch neuer Hundewagen
tſt zu verkanfen

Nörnerstrasse 12.
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Ausnahme Angoebot.

Mod. nußb. f.
Wohn zimmer

Hellfarbige, moderne

üche
Komplette Einrichtung 78.
Schlafzimmer
billigſt, in allen Preiſen.

Großes Lager erſtkl. Arbeit
in Eiche Wohn I. Speiserimmem

Kchlakimmern
flemren immer

Telephon 2 2873.

Gehr. Kroppeuſtüdt

II 9
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Aktuell.
Ne 6bziulpolſitit der

66ziuldemokratfe.

Eine ſehr zeitgemäße und
wertvolle Broſchüre des
Halleſchen Arbeiterſekre-
tärs Friedrich Kleeis.

Jeder Arbeiter muß dieſe auf-
klärende Arbeit im eigenen

Jntereſſe leſen.

Preis nur 258 Pfennig.

Zu beziehen durch alle Aus-
träger und durch die

Volkshuchhandlung,

Halle a. S., Harz 42/43.

III

Feilenhauerei
umſtändehalber, bei geringer An
zahlung, zu verkaufen, eventuell zu
r Uebernahme muß am

er. erfolgen.

os. Kutscher,
Oſchersleben a. V.

m

Futterkartoffein
300 Ztr. Mittwoch eintreffend,n Fuhren u. einzelnen Zentnern

billigſt bei
R. Coecdicke, Hartinett. 25

ernruf 2802.

Bandwurmz
c

Verſchiedene Kuren habe ich gemacht,
um den läſtigen Bandwurm los zu
werden, aber alles verſagte; ich ließmir daher Jhr Bandwurmmittel
Soltitacenin ſchicken, welches von vor
zünlicher Wirkung war, und ſpreche
Jhnen hiern rit meinen hetzlichf ten Dank
aus und werde bemüht ſein, das
Mittel weiter zu empfehlen. Hoch-
achtungsvoll Emma Schöps, Kl.
Mochbern, im Mal 1910. Aoli-tag Etwachſene 2 2,50 f. Kind. a
.50 iſt erhältlich in den Apothekenc Kleinſchmieden 6,
re ele, Markt 17,

ch., Merſeb. Str. 20,den be theke, Brüderſtr. 17.

lelnhauspfüncer jeder n
beſorgt prompt und diskret

S v in giodog

frau Scheer, Graxewen 30,p.—.

viüige ken derer

beginnt a Sonnabend den I. Juli.

Glänzende
belegenheitz Pogten

in allen Abteilungen, s0
dass jeder Einkauf eine

--,7

r dnns“

SEiFENPOLVER

r

ärösste Schonung der Wäsche

boim Gobrauoh von

Dr. Thompson“

SEIFENPULVER

T Paxket I Pfg.

Xilfe jur Magenkranke,
solbst bei veralteten Magen- und Darmleiden, sowie Leber- und
Gallenerkrankung bringt das Prlestley-Magneslum-Superoxyd infolge
seines Gehaltes an aktivem Sauerstoff, der die Verdauung fördert,
den Stoffwechsel reguliert und Darmgifte ontfernt. Preis: Mk. 1.--,
2. und 3.50. In allen Apotheken käutlich. Prospoekt, gratis

durch Hauptniederlago: Bahnhofs-Apothelce, IIalle a. S.

Gasherd-Anzünder
45 Pig.

C. F. Ritte P
Leipzigerstrasse 90.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd Steinweg 2) 26. Juni.
Aufgeboten: Arbeiter Stolze

und Minna Möller (Bennſtedt
und Sperlingsberg 1). Schloſſer
Müller und Margarete Häßler
(Gr. r m r 13 und Tor-
ſtraße 22). Arzt Zink u. AuguſteGalle a. S. u. Deutſch
Willmersdorf).

Geboren: Bergmann Eckardt
aus Eisleben T. (Klinik). Kauf-
mann Eckl S (Krondorferſtr. 3).
Arbeiter S Stoige T. u 1).
Schloſſer Holzſchuh T. (Martin
ſtraße 9). Arbeiter Schneider T.Wph enſtrahe 40) Vorarbeiter

Koch T. (Torſtr. 22). Statiſtiker
Boy S. (Landsbergerſtraße 62).
Klaviertechniker Hochrein SohnThomaſiusſtraße 47).

Geſtorben Kaufmanns Eberius
Ehefrau Jeannie gebor. Dawies,54 J. Königſtr. 12). Tiſchlers
Drobig S., 9 Monate (Töpfer
plan 6). T Schotte T.,11 Monate Sophienſtraße 40).

Muſikers Beyer S.,Liebenauerſtraße 172). Schuh
machers Schröder aus Stolberg
Ehefrau Auguſte geb. Kohl, 61J.
Llinik). Student Lehmann aus
Diemitz, 18 J. (Klinik). Witwe
Haaſenbruch geb. Heuze, 57 J.
(Beeſenerſtraße 10).
Kige aus Eisleben T, 1 S
Klinik)

Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 33)
26. Jnni.

Geboren: Töpfer Müller S.
(Zietenſtraße 37). Former Ertel
re S

Für die vielen Beweise
scheiden meiner lieben,
treusorgenden Mutter.

j innigsten Dank.
II alle a. S.. den 27. Juni

2 Monate

Arbeiter Kanning T.
(Böckſtraße 5). Steinſetzer Große
S. er ſtrafp 7).

Geſtorben rbeiters r.Ehefrau Pauline geb. Otto, 60 J.
(Reilſtr. 109). Schloſſers Mollenhower S., 5 Mon. (Schützen-
ſtraße 12). Maurers Freund S.,
totgeb. Große Brunnenſtr. 51 a).
Kutſchers Schadewald S., 2 Mon(Deſſauerſtra e 14). Arbeiters
Kanning T., 2 n (Böckſtr. 5).

Kaſſenwächter a. D. Möbius, 81 J.
(Große Wallſtraße 36).

Gegang- Verein „Vorwärts“

Bitterfeld
Am 25. d. Mts. ſtarb nach

kurzer Krankheit unſer werter
Sangesbruder

Gustav Winder
im 47. Lebensjahre.

Sein allezeit treues und
eifriges Beſtreben im Verein,
ſichert ihm ein bleibendes An
gedenken. Der Vorſtand.

Die Beerdigung findet Mitt-
woch 1 Uhr von der Leichen-
halle aus ſtatt. Zahlreiche Be
teiligung der Mitglieder am
Begräbnis iſt Ehrenpflicht.

Dank.
Für die vielen Beweiſe

herzlicher Teilnahme beim
Heimgange unſerer teueren
Entſchlafenen, Frau

fartha frthche Wehen

ſagen wir hierdurch unſe-
ren beſten Dank.

Die trauergäcn Minlerbebenen.

herzlicher Teilnahme bei dem Hin- J
unvergesslichen Frau,

sagen wir
grossen Verluste zur Seite standen,

unserer guten,
aHen, welche uns bei dem

auf diesem Wege unseren

1911.

Paul haugemann l I

Danksagun g.
Für die vielen Beweiſe inniger Teilnahme beim Tode
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 148 Halle a. S., Mittwoch den 28. Juni 1911 22. Jahrg.
Leuhſhet Gewerhſchoſts Kongres.

O. B. Dresden, den 26. Juni.
Jn Anweſenheit von 388 Delegierten, die 2 276 395 organi

ſierte Arbeiter und Arbeiterinnen vertreten, und in Gegenwart
der Delegierten der gewerkſchaftlichen Landeszentralen der
Schweiz, Oeſterreichs, Ungarns und Schwedens, ſowie des Ge
noſſen Ebert vom Parteivorſtand iſt heute im Saale des Tivoli
der Achte deukſche Gewerkſchaftskongreß zuſammengetreten, um
ſeine für die deutſche Arbeiterbewegung hochwichtigen Be
ratungen zu pflegen. Um 92 Uhr vormittags eröffnete Reichs
tagsabgeordneter Genoſſe Legien namens der Generalkom-
miſſion den Kongreß. Er führte, nach einer Begrüßung der
deutſchen und ausländiſchen Delegierten und nachdem er mit
geteilt hatte, daß die gewerkſchaftlichen Landeszentralen Gng
lands und Dänemarks, die an einer Delegation verhindert ſind,
dem Kongreß den Ausdruck brüderlichſter Solidarität über
mittelt haben, aus:

Die letzte Berichtsperiode hat uns einen ſo enormen Fort
ſchritt gebracht, daß unſere in Hamburg ausgeſprochene Hoff
nung, die zweite Million bald zu überſchreiten, noch übertroffen
worden iſt. Der Mitgliederſtand iſt ſeit Ende 1910 von 2 017 000
auf 2276 000 geſtiegen. Auch die Finanzverhältniſſe unſerer
Gewerkſchaften haben ſich in gleicher Weiſe entwickelt. Die Ge
ſamteinnahmen ſind in der Berichtszeit von 481 Millionen auf
641 Millionen, der Kaſſenbeſtand von 14,8 auf 22,6 Millionen
geſtiegen. Aber es wäre Selbſttäuſchung, wollten wir uns ver-
hehlen, daß die Organiſation der Unternehmer vielleicht

noch ſtärker gewachſen iſt. Bis vor wenigen Jahren beobachte
ten die Unternehmer eine Abwehrtaktik, ſie ſind jetzt zur An

griffstaktik übergegangen. Sie ſetzen nach Möglichkeit den Ab-
lauf der Tarifverträge für eine große Zahl von Gewerben auf
eine gleiche Zeit feſt, und wenn die Arbeiter dann nicht be

dingungslos auf die Vorſchläge der Unternehmer für die Neu-
regekung der Lohn und Arbeitsverhältniſſe eingehen, dann
kommen große Ausſperrungen, wodurch man die Finangkraft

unſerer Organiſationen zu brechen hofft. 1910 iſt ein Kampf
jahr geweſen wie bisher keins. Nach dieſer Entwicklung kön
nen wir mit aller Sicherheit darauf rechnen, daß wir noch ſehr

ſchweren Kämpfen entgegengehen und daß das Unternehmer-
tum insbeſondere an Ausſperrungen noch alles weitaus über-
treffen wird, was wir bisher erlebt haben. Jn all dieſen
Kämpfen ſind wir auf die eigene Kraft angewieſen. (Lebhafte

Zuſtimmung.) Das hat ſich T w v r der Erledigung der
Reichsverſicherungsorduung und in der Frage der Beteiligunder Gewerkſchaften an der internationalen Sygieneausſtekane

in Dresden gezeigt. Durch die Zurückweiſung unſerer Aus
fellung hat die internationale Hygieneausſtellung eine Tendenz
bekommen, die Tendenz zur Schönfärberei. (Stürmiſche Zu
ſtimmung.) SEntweder will man die Dinge ſo darſtellen, wie
ſie ſind, oder man läßt die ganze Veranſtaltung fallen.

Der ganze Vorfall iſt ein neuer Beweis für den ungeheuren
Einfluß des Unternehmertums. Allgemeine Zuſtimmung.)
Nun treten wir in unſere Kongreßarbeit ein und wir erhoffen

von ihr, daß ſie die Einheitlichkeit und Geſchloſſenheit der Arbeiter
bewegung in Deutſchland fördern und kräftigen wird, damit
endlich Zuſtände eintreten, wo nicht mehr die Staatsgewalt
jedem Wink des Unternehmertums folgt, ſondern wo ſie auch

genötigt ſein wird, den Wünſchen und Forderungen der Arbeiter
Rechnung zu tragen. (Lebhafter Beifall.)

einer warmherzigen Rede hieß dann Stadtverordneter
und Arbeiterſekretär Buck den Kongreß im Namen der Ge
werkfſchaften Dresdens willkommen

Die Konſtituierung des Kongreſſes vollzieht ſich raſch. Zu
Vorſitzenden werden, nachdem Bömelburg abgelehnt, Leipart,

Schlicke und Legien gewählt; zu Schriftführern Schneider,
Fabrikarbeiter, Joſephſohn, Kaufleute, Hetzſchold, Väcker,
Dreher, Transportarbeiter, Mirus, Schneider, und Krätzig,

T er.In die Mandatsprüfungskommiſſion werden gewählt Brück
ner (Berlin), Altvater (Stuttgart), Engelbrecht (Leipzig),
Glocke (Verlin), Bender (Elberfeld), Krauſe (Chemnitz) und
Kunge Gerlen). Die Geſchäftsordnung wird genehmigt und
die Arbeitszeit von 9—4 Uhr feſtgeſetzt.

Als Tagesordnung wird feſtgeſetzt:
der Generalkommiſſion. Berichterſtatter

en.
Errichtung einer gewerkſchaftlich genoſſenſchaftlichen Unter-

ſtützungskaſſe. (Dieſer Punkt iſt in die proviſoriſche Tages
ordnung eingefügt worden, nachdem die Verhandlungen mit
den Genoſſenſchaften ſoweit gediehen ſind, daß das Projek
einer Volksverſicherung dem Kongreß vorgelegt wer-

den kann, das der ungehörigen Ausbeutung der Arbeiter durch
Privatverſicherungsgeſellſchaften ein Ende bereiten ſoll.)

Das Koalitionsrecht in Deutſchland und der Vorentwurf zu
einem Strafgeſetzbuch. Referent: Dr. Heinemann- Berlin.

Heimarbeiterſchutz und Hausarbeitsgeſetz. Referent: C.
Deichmann-Bremen.

Arbeiterſchutz und Arbeiterverſicherung. Referent: Robert
Schmidt- Berlin.

Arbeitsnachweis und Arbeitsloſen-Unterſtützung. Referent:
Paul Umbreit- Berlin.

Die Stellung der Privatangeſtellten im Wirtſchaftsleben.
Refſerent: P. Lange Hamburg.

Bildungsbeſtrebungen und Bibliothekweſen in den Gewerk-
ſchaften. Referent: J. Saſſenbach-Berlin.

Beratung ſonſtiger Anträge.
Es wird die Einſetzung einer aus den Jnduſtriegruppen zu

wählenden elfgkiedrigen Redaktionskommiſſion beſchloſſen.
Vorſitzender Schlicke: Wir alle hoffen, daß unſer lang

jähriger Vorfitzender Bömelburg bald ganz hergeſtellt iſt und
daß er wieder präſidieren kann. (Beifall.) Es folgen Be
grüßungsreden von Söderberg-Schweden, Hup-
pert-Oeſterreich, Jaszai- Ungarn und Kaufmann vom
Zentralverband deutſcher Konſumvereine.

Der Rechenſchaftsbericht der Generalkommiſſion.
Legi en verweiſt einleitend auf die regelmäßige ſchriftliche

Berichterſtattung an die Zentralvorſtände und auf den ausführ-
lichen Bericht.

Der Hamburger Beſchluß bezüglich der Landarbeiter-
und der Hausangeſtelltenorganiſation iſt aus
geführt worden. Dieſe Organiſationen erſcheinen nicht im
Bericht, zum Teil, weil ſie nicht überall das Koalitionsrecht
haben gewerkſchaftliche Arbeit können ſie trotzdem ſehr wohl

verrichten, nur iſt ſie an den Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes
gebunden. Wir haben gar nicht darauf gerechnet, in ſo kurzer
Zeit 12 000 reine Landarbeiter zu organiſieren. (Bravol)

Die Erfahrungen mit Gewerkſchaftshäuſern ſollten
uns zu großer Vorſicht mahnen. Werden dadurch die Arbeiter
eines Ortes materiell ungewöhnlich belaſtet, ſo erlahmt die
Agitation.

Ueber unſere Unter richtskurſe gab es verſchiedene
Auseinanderſetzungen. Eine Vereinigung von Gewerkſchafts-
ſchule und Parteiſchule entſpricht meines Erachtens nicht dem
verſchiedenartigen Charakter der beiden Schulen. Der Zweck
dieſer Kurſe iſt nicht die volle Ausbildung des Teilnehmers,
ihre Aufgabe ſoll ſein, den Teilnehmern den Weg zur vollen
Ausbildung zu zeigen.

Was die Heranziehung unſerer Lehrkräfte betrifft, ſo
halten wir uns ausſchließlich an die wiſſenſchaftliche und fach
liche Eignung. (Sehr richtig Sogar die Parteiſchule kann
ſich dahin entwickeln, daß ein Wiſſensgebiet behandelt wird, für
das kein ſozialdemokratiſcher Lehrer zur Verfügung ſteht.

Namens der Generalkommiſſion habe ich folgende Erklä-
rung abzugeben:

„Für die Heranziehung und Jnanſpruchnahme der Vor-
tragenden in den Unterrichtskurſen ſoll allein der Umſtand
maßgevbend ſein, daß ſie ihrer Aufgabe gewachſen ſind und die
Materie wiſſenſchaftlich einwandfrei behandeln. Vorausſetzung
muß jedoch ſein, daß volles Vertrauen der Kursteilnehmer zu
dem Vortragenden vorhanden iſt, damit nicht durch mangelndes
Vertrauen der Erfolg in Frage geſtellt wird.“

Dieſer Erklärung haben ſich die Zentralvorſtände ange
ſchloſſen. Jn den regelmäßigen Teilnehmerbeſprechungen iſt
nie irgend etwas gegen die Lehrkräfte geſagt worden.

Jch glaube, daß Sie mit dieſer unſerer Haltung einver-
ſtanden ſein werden. (Zuſtimmung.)

Jn der Statiſtik haben wir manche Berührung mit den
Staatsbehörden gehabt. Jch glaube zu feſt an den Sozialis-
mus, als daß ich durch Berührung mit den Staatsbeamten an
meiner Ueberzeugung Schaden nehmen könnte. (Gr. Heiterk.)
Freilich iſt die amtliche Statiſtik vielfach nicht geeignet, unſere
Mitarbeit zu fördern. Der frühere Leiter des Statiſtiſchen
Reichsamts, Geheimrat Wilhelmi, hat mir ſelbſt geſagt: Wir
haben dieſelben Empfindungen wie Sie, wir wiſſen, daß
wir in der Streikſtatiſtik Falſches veröffent-
lichen. (Hört, hört!) Der Mann iſt tot, deshalb darf ich es
ja erzählen, ohne ihm zu ſchaden. Man verfolgt mit der
Streikſtatiſtik immer noch die Tendenzen der Zuchthausvorlage.
(Sehr richtig

Jn der Maifeier-Frage wurde nach Ablehnung der
Hamburger Baſis durch den Nürnberger Parteitag eine neue
Vereinbarung zwiſchen Partei und Gewerkſchaften in Leipzig
genehmigt. Akzeptieren Sie ſie womöglich ohne Diskuſſion.
Nach ein paar Jahren werden wir ja ſehen, ob Aenderungen
nötig ſind.

Zwiſchen der Generalkommiſſion und einzelnen Partei-
organen und Parteiſchriftſtellern ſind etliche Differenzen ge-
weſen. Aber zwiſchen Parteivorſtand und Generalkommiſſion
beſieht vollſte Einmütigkeit.

Cohen- Berlin beantragt,. dem Kaſſierer Kube die Ent-
laſtung zu erteilen, da die Reviſionen tadelloſe Ordnung er-
geben haben.

Die Disknſſion.
Mehrere Anträge werden zurückgezogen, ſo die auf Ver-

ſchmelzung der Partei- und Gewerkſchaſtsſchule, auf Heran-
ziehung nur ſozialdemokratiſcher Lehrer und auf Verhandlung
der Maifeierfrage auf dem nächſten Jnternationalen Kongreß,
die meiſten Anträge werden nicht genügend unterſtützt.

Ein Antrag auf Einſetzung einer elfgliedrigen Kommiſſion
für die Angelegenheiten der Gewerkſchaftsſchule wird genügend
unterſtützt.

Cohen- Berlin empfiehlt und begründet folgenden An
trag:

„Bei Ausſperrungen, deren Abwehr infolge ihres Um-
fanges nur mit außergewöhnlichen Mitteln möglich iſt, iſt
von allen der Generalkommiſſion angeſchloſſenen Verbänden
ein der Mitgliederzahl entſprechender Beitrag zu erheben.
Jedoch muß bei der Beitragsfeſtſetzung entſprechend der
finanziell geringeren Leiſtungsfähigkeit der Arbeiterinnen
ein Unterſchied zwiſchen männlichen und weiblichen Mit-
gliedern zemnacht werden. Die Art der Aufbringung der
Mittel bleibt den Gewerkſchaften überlaſſen darf aber keines-
falls durch Sammlungen über die eigene Mitgliedſchaft hin-
aus geſchehen. Ueber die Notwendigkeit derartiger Aktionen
entſcheidet die Generalkommiſſion in Verbindung mit den
Hauptvorſtänden.“
Winnig-Hamburg: Wir haben unſeren Antrag auf Aus-

bau der Gewerkſchaftsſchule geſtellt, bevor wir wußten, wie ſich
Legien in dieſer Frage verhalten würde. Nachdem er ge-
ſprochen, erſcheint er uns um ſo notwendiger. Der ſachliche
Kern unſeres Antrages iſt die Ausgeſtaltung der gewerkſchaft-
lichen Kurſe dahin, daß die Dauer der Kurſe verlängert und
die Zahl der Teilnehmer verringert wird. Jeder, der einen
gewerkſchaftlichen Kurſus beſucht hat, wird mit mir der An-
ſicht ſein, daß ihre Verlängerung durchaus geboten iſt. Jetzt
muß in wenigen Wochen ein ſo gewaltiger Unterrichtsſtoff zu
ſammengedrängt werden, daß die Schüler nicht fähig ſind, ſich
bei jedem Punkte ſo zu konzentrieren, daß ſie dauernden Ge-
winn vom Unterricht haben. Legien hat dagegen eingewendet,
man wiſſe nicht, was mit den Schülern geſchehen ſolle, wenn
ſie ſechs Monate ihrem Beruf entzogen würden. Die Antrag-
ſteller haben nicht an einen ſofortigen Sprung auf ſechs
Monate gedacht. Nur die allmähliche Verlängerung der Dauer
der Kurſe um 14 Tage oder 4 Wochen ſtreben wir an. Der
Einwand, was mit den Schülern geſchehen ſoll, erledigt ſich
durch den Hinweis auf die Parteiſchule. Dieſe wäre mit ihren
Sechs-Monatskurſen ja in gleicher Verlegenheit. (Zuruf: Jſt
ſie auch!)

E. Dittmer-Berlin: Unſer Verband hat die Anordnung
getroffen, daß jeder Schüler einen ſchriftlichen Bericht mit
kritiſchen Anmerkungen über ſeinen Aufenthalt an der Ge-
werkſchaftsſchule erſtattet. Wenn jede Gewerkſchaft ebenſo
handeln würde, wäre ſie bald im Klaren darüber, was der Ge-
werkſchaftsſchule fehlt.

Kloth-Berlin: Der Antrag des Zentralvereins der Bild-
hauer auf eine allgemeine Streikunterſtützungskaſſe, die von
der Generalkommiſſion verwaltet wird, zur Unterſtützung ſol-
cher Streiks, die von den betroffenen Verbänden allein nicht
durchgeführt werden können, ſcheint mir, wenn man überhaupt

über die Kölner Reſolution in dieſer Frage hinausgehen will,
den Vorzug vor dem Antrag der Berliner Metallarbeiter zu
verdienen.

Gertrud Hanna-Berlin: Es kann wirklich vorkommen,
daß Männer unter den Arbeiterinnen in der Tat agitatoriſch
wirkſamer ſind als Frauen. Die Arbeiterinnen nehmen in
vielen Betrieben eine untergeordnete Stellung ein, der Mann
iſt der Vorgeſetzte, und wenn er agitiert, wirkt er beſſer.

Leipart (Holzarbeiter): Gleich allen Rednern habe auch
ich keine Kritik an der Generalkommiſſion zu üben. Wir
ſprechen ihr unſere Anerkennung aus. Einverſtanden find wir
auch mit der weiſen Mäßigung in der notwendigen Abwehr der
mitunter recht ſchroffen Angriffe aus manchen Parteikreiſen.
Wir laſſen uns von unſeren Kursteilnehmern ſchriftlichen Be
rirht erſtatten. Der Antrag der Metallarbeiter würde meines
Erachtens zur Folge haben, daß der Betätigung der freiwilligen
Solidarität in der Zukunft große Hinderniſſe bereitet werden.
Sie ſagen, das ſei nicht ihre Abſicht, aber die Generalkom-
miſſion würde feſtſtellen müſſen: es wird ſoundſoviel gebraucht,
das wird auf die Verbände verteilt; wo Geld vorhanden iſt,
wird es aus den Kaſſen genommen, und die Möglichkeit, daß ein
guter Freund, ein Nachbar, ein verwandter Beruf einmal extra
etwas tun könnte, wird in der Zukunft fehlen. Ueberlegen Sie
ſich daher den Antrag der Metallarbeiter gründlich.

Girbig (Glasarbeiter): Auch wir haben unter der Aus
weiſungspraxis ſchwer zu leiden. Die Unternehmer benützen
ſie direkt, um die Arbeiter von Lohnkämpfen abzuſchrecken. Erſt
in den letzten Tagen hat man uns Streikende ausgewieſen.
Die Frage der Verſchmelzung mit der Parteiſchule iſt noch nicht
ſpruchreif, ich hoffe aber, daß der Tag auch kommen wird.

Stühmer (Schneider): Mit Cohen bin ich ganz einber
ſtanden. Aber Leipart ſtellte es in den Vorſtandskonferenzen
ſo hin, als ob ſeit Köln alle Organiſationen auf ihre Rechnung
gekommen wären. Dagegen muß ich proteſtieren. Uns wäre
1907 in der großen Ausſperrung mit 200 000 Mk. zu helfen ge
weſen, wir mußten ihn aber wegen mangelnder Mittel ab-
brechen. Wir haben nie für unſere gewöhnlichen Kämpfe
Mittel gefordert, aber in außergewöhnlichen Fällen muß es
heißen: Solidarität gegen Solidarität! Wir wollen ſtets Soli-
darität üben und wenn wir das Geld aus der Hauptkaſſe
nehmen müßten, wir müſſen aber das gleiche fordern.

Die Diskuſſion ſchließt.
Legien (Schlußwort): Die Generalkommiſſion iſt von

keiner Seite kritiſiert worden. Man wird zugeben müſſen, daß
die jetzige gegenſeitige Streikhilfe trotz der guten Meinung
Leiparts lange nicht genügt, um die in Ausſicht ſtehenden
Kämpfe führen zu können. Wir mußten mit dieſer gegen
ſeitigen Hilfe auch Kämpfe abbrechen, die für die Geſamt
arbeiterſchaft von Intereſſe waven, weil nicht genügende Unter
ſtützungsmittel zur Verfügung ſtanden. Dieſe Fragen ſind
übrigens nicht geeignet, ſo öffentlich beraten zu werden. Der
Gewerkſchaftskongreß kann ja die einzelnen Organiſationen
nicht binden; er kann nur den Wunſch ausſprechen, daß eine
Entſcheidung in einem gewiſſen Sinne falle. Es wird praktiſch
ſein, wenn Sie den Wunſch, wie die Metallarbeiter von Berlin
und Gotha beantragen, äußern, und das weitere das Vorſtands
vertretern überlaſſen. Sonſt iſt nur über die Unterrichtskurſe
geſprochen worden. Hätte der Antrag Winnig gedruckt vorge
legen, ſo hätte er, wie ich glaube, die Unterſtützung des Kon
greſſes nicht gefunden. Es iſt in ihm ein Mißtrauensvotum
gegen die Generalkommiſſion und die Konferenz der Vorſtands
vertreter enthalten. Jch bitte, den Antrag Winnig abzulehnen,
liegt das Bedürfnis für eine Aenderung vor, ſo haben Sie den
Weg, und das Vertrauen zu den Vorſtänden wird wohl noch
vorhanden ſein, daß er die Sache ſo macht, wie es notwendig
iſt. (Beifall.)

Es folgen perſönliche Bemerkungen.

Es folgt die Abſtimmung. ßDer Generalkommifſſion und dem Kafſſierer Kube wird
Decharge erteilt. Der Antrag Winnig auf Ausbau der Ge
werkſchaftsſchule wird abgelehnt. Der Antrag der Genoſfin
Baar auf Förderung der Organiſation der Hausangeſtelkten
wird einſtimmig angenommen. Ueber den Antrag des deutſchen
Metallarbeiterverbandes, Zahlſtelle Offenbach a. M., auf weitere
Förderung der Arbeiterjugendbewegung wird zur Tagesord
nung übergegangen, nachdem der Vorſitzende Schkicke erklärt
hat: der Antrag unterſtreicht nur, was der Gewerkſchafts
kongreß in Hamburg bereits beſchloſſen hat. Die Anträge der

Bildhauer und der Berliner und Gothaer Metallarbeiter über
die Streikunterſtützung werden der nächſten Konferenz der Vor
ſtände überwieſen.

Die Vereinbarungen mit dem Zentralverband dentfcher
Konſumvereine.

Jn ſechs Reſolutionen liegen die Bereinbarungen vor, die die
Generalkommiſſion mit dem Zentralverband deutſcher Konſum
vereine getroffen hat. Sie betreffen für die Genoſſenſchaften
die Behandlung der Heimarbeit, der Strafanſtaltserzeugniſſe,
die Anerkennung der Gewerkſchaften, ihrer Tarife und gewerk
ſchaftlichen Arbeitsbedingungen bei Lieferungsaufträgen und
Vergebung von Arbeiten. Jn der vierten Reſolution werden
die genoſſenſchaftlichen Pflichten der Gewerkſchaftsmitglieder
umgrenzt. Die fünfte Reſolution handelt von der Verhängung
von Boykotts und die ſechſte vereinbart eine Stellungnahme zu
der Neugründung von induſtriellen Arbeitsgenoſſenſchaften oder
ſogenannten Produktivgenoſſenſchaften.

Der Referent Bauer- Berlin erläutert die einzelnen Reſo
lütionen. Bei der Reſolution 1 hebt er hervor, daß die Stär
kung der Genoſſenſchaftsbewegung und der damit ermöglichten
Eigenproduktion der Genoſſenſchaften manchen Teilen der Heim
arbeit den Boden entziehen kann. Es iſt die Pflicht aller ge
werkſchaftlich organiſierten Arbeiter, dieſe Eigenproduktion zu
fördern, die noch in den Kinderſchuhen ſteckt. Die Reſolution
über die Anerkennung der Gewerkſchaften und ihrer Tarife
durch die Konſumvereine entſpricht im weſentlichen den Forde
rungen, die der Kölner Kongreß erhoben hat. Die Form, wo
nach ſich der Vorſtand des Zentralverbandes der Konſumvereine
verpflichtet, den Konſumvereinen zu empfehlen, bei Lieferungs
aufträgen nur ſolche Firmen zu berückſichtigen, die die Gewerk
ſchaften und ihre Tarife anerkennen, erſcheint vielleicht manchem
zu vorſichtig. Aber der Vorſtand des Zentralverbandes hat kein
Zwangsmittel. Er kann den angeſchloſſenen Vereinen nur
empfehlen, dieſe Vorſchrift zu beachten. Doch dürfte auch dieſe
Empfehlung durchaus genügen. Das Tarifvertragsverhältnis
zwiſchen Gewerlſchaften und Genoſſenſchaften hat fich ſehr gut
entwickelt und Beſchwerden waren außerordentlich ſelten. Aller-
dings ſind Fälle vorgekommen, wo Arbeiter, die in genoſſen



ſchaftlichen Betrieben beſchäftigt waren, vorgehen wollten, ohne

vorher die elbſtgeſchafſenen tariflichen Jnſtanzen anzurufen.
Es bedurfte erſt des Eingreifens der Zentralinſtanzen, um dieſe
Arbeiter vor nicht zu billigenden Schritten zurückzuhalten. Die
Reſolution 4 ſtellt gewiſſermaßen die Gegenleiſtung der Gewerk-
ſchaften an die Genoſſenſchaften dar. Sie bringt zum Ausdruck,
daß die Gewerkſchaftsbewegung die Pflicht hat, die Genoſſen
ſchaftsbewegung durch Beitritt und Propagierung auf das tat
kräftigſte zu unterſtützen. Zu dieſem Zwecke ſollen beſondere
Propagandakommiſſihnen, wo es nötig iſt, eingeſetzt werden.

Die fünfte Reſolution betrifft die Verhängung von Boykotis.
Sie iſt die logiſche Folge des Vertragsverhältniſſes zwiſchen
Eeneralkommiſſion und Zentralverband. Der Bonykott ſchädigt
nicht nur die Fabrikanten, er kann noch viel mehr die Genoſſen-
ſchaften ſchädigen, die etwa große Lager der bohykottierten
Waren halten. Deshalb ſoll nur dann über die Lieferanten
der Konſumvereine ein Vohkott verhängt werden, wenn von
dem Vorſtand der beteiligten Gewerkſchaft die Zuſtimmung der
Generalkommiſſion eingceholt iſt, und wenn die von der General
kommiſſion anzurufende Vermittlung des Generalſekretärs des
Zentralverbandes zur Beilegung der Differenzen keinen Erfolg
gehabt hat.

Die ſechſte Reſolution ſchließlich nimmt Stellung zu der Neu-
gründung von induſtriellen Arbeitsgenoſſenſchaften, von Pro

duktivgenoſſenſchaften. Es wird darin anerkannt, daß die über
den örtlichen Rahmen hinausgehende Eigenproduktion für die
Konſumvereine eine Aufgabe der Großeinkaufsgeſellſchaft iſt
und daß die Errichtung beſonderer Produktivgenoſſenſchaften
nur im Einverſtändnis mit dem Vorſtand des Zentralverbandes
und der Großeinkaufsgeſellſchaft ſowie der zuſtändigen Gewerk-

ſchaftskeitung erfolgt. Die Errichtung von Produklivgenoſſen-
ſchaften kann nur dann einige Ausſicht auf Erfolg gewähren,

wenn für eine fachmänniſche Leitung und ausreichendes Be-
triebskapital geſorgt und andererſeits der Anſchluß an den
organiſierten Konſum geſichert iſt.

Redner dofft, daß die Reſolutionen vom Kongreß glatt ange-
nommen und dazu beitragen werden, das Zuſammenwirken von

Genoſſenſchaften und Gewerkſchaften zu fördern. Beide haben
das Ziel, die Arbeiterklaſſe dem Kapitalismus gegenüber kampf-
fähiger zu machen. (Lebhafter Beifall.)

Die erſte und zweite Reſolution werden einſtimmig ange-
nommen. Reſolution 3 wird angenommen und ebenſo Reſo-

lution 4.
Bei Reſolution 5 beantragt Henſel einen Zuſatz, wonach

den Vorſtänden der in Frage kommenden Gewerkſchaften zur
Feſtſtellung der Lieferanten an Konſumvereine ein Lieferanten-
verzeichnis aus zuhändigen iſt. Es iſt bei Boykotts vorgekon.
men, daß erſt im letzten Augenblick bekannt wurde, daß die vom
Boykott getroffenen Lieferanten zugleich Lieferaunten don

Konſumvereinen waren. Das Amendement wird, nachdem
Bretzz Hannover (Fabrikarbeiter) es unterſtützt, auf Vor-
ſchlag von Bauer der Generalkommiſſion zur weiteren Ver-

handlung mit dem Zentralverband überwieſen und die Reſo-
lution 5 dann angenommen.

Bei Reſolution 6 (Produktiv Genoſſenſchaften) wünſcht
Schneider Erfurt (Fabrikarbeiterverband), daß die Or-
ganiſationen, ſolange ſie nicht ſelbſt zur Eigenproduktion des
Papiers übergehen können, unbedingt darauf zu ſehen, das
Papier nur von ſolchen Unternehmen zu kaufen, in denen den
Arbeitern das Koalitionsrecht gewährt wird.

Haupt Magdeburg: Jn der Reſolution wird nur die
Druckerei der Genoſſenſchaften als die einzige in Betracht kom
mende erwähnt. Die Parteidruckereien, die ſo viel für ihr

Perſonal tun, müſſen mindeſtens ebenſo berückſichtigt werden.
Wenn die Partei gut genug iſt, für die Genoſſenſchaften zu
arbeiten, ſo müſſen auch ihre Druckereien ebenſo in Frage
kommen, wie die der Genoſſenſchaften. (Vielfaches Sehr
richtig

Bauer (Generalkommiſſion): Die Reſolution bezieht ſich
nur auf Genoſſenſchaften zur Organiſation des Konſums, es
kann alſo gar nicht davon geſprochen werden, daß für die ge
ſamte Arbeiterſchaft die Parteidruckereien als minder berück
ſichtigungswert hingeſtellt werden. Daß aber die Konſum-
genoſſenſchaften ihre eigene Druckerei berückſichtigen, iſt eine
Forderung genoſſenſchaftlicher Treue. Wir erkennen mit der
Reſolution nur das Recht an, daß die Genoſſenſchaften Eigen
produktion treiben.

Auch dieſer Punkt der Vereinbarungen Reſolution 6) wird
angenommen.

Seebald- Dresden macht auf den Bierbohkott auf
merkſam.

Der Kongreß vertagt ſich dann auf Dienstag 9 Uhr vor-
mittags. Schluß: 4 Uhr. z n

Kommunales.
Freiſinnige Gemeindewirtſchaft.

Angſt vor der eigenen Courage haben die Nürnberger
Rathausfreiſinnigen in einer Sache bekundet, die äußerlich
wenig bedeutſam erſcheint, aber dennoch außerordentlich be
seichnend iſt. Es handelte ſich um einge ſozialdemokratiſche
Anträge auf Abänderung der vorſintflutlichen Geſchäftsord
nung des Magiſtrats, die darauf zugeſchnitten iſt, eine unbe-
queme Minderheit bei jeder beliebigen Gelegenheit einfach
niederzuſchlagen. So kann jedes Mitglied jederzeit Schluß-
anträge ohne weiteres einbringen und der Minderheit das
Wort abſchneiden laſſen, wobei es ſchon vorgekommen iſt, daß
freiſinnige Größen, die einen Antrag der Minderheit wütend
bekämpften, unmittelbar im Anſchluß an ihre Philippika einen
Schlußantrag einbrachten, der natürlich auch ongenommen
wurde. Einer der ſozialdemokratiſchen Anträge verlangte nun,
daß Schlußanträge von drei Mitgliedern unterſtützt ſein
müſſen. Dieſer Antrag wurde gerade von den Freiſinnigen
am heftigſten bekämpft, ſchließlich aber doch mit knapper Mehr
heit angenommen. Noch heftiger ging es bei dem nächſten
ſozialdemokratiſchen Antrag zu, der verlangte, daß namentliche
Abſtimmung zu erfolgen habe, wenn fünf Mitglieder ſie ver-
langen. Mit höchſt verdächtigem Eifer gingen die freiſinnigen
Agitatoren ins Geſchirr, um zu verhindern, daß man in ſpäte
rer Zeit noch feſtſtellen könne, wie ſie bei irgend einer Sache
geſtimmt haben. Die Freiſinnigen waren es auch, die den An
trag ſchließlich niederſtimmten. Jhr Verhalten iſt begreiflich,
wenn man bedenkt, daß ſie ſo oft regktionäre Beſchlüſſe faſſen
belfen, die dem waſchechteſten Oſtelbier Ehre machen würden.
Sie haben aber nicht den Mut, ſich unter Umſtänden auch per-
Fönlich zu dieſen Beſchlüſſen zu bekennen.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 27. Juni 1911.

Oeffentliche Frauenverſammlungen.
Eine Reihe von Frauenverſammlungen findet in den nächſten

Tagen in Halle und dem Saalkreis ſtatt. Die Genoſſin Kaſchewski
Berlin hat das Referat: „Die Frauen und die Politik“ über
nommen. Die erſten Verſammlungen finden bereits heute, Dienstag
abend im Letzten Dreier, Merſeburgerſtraßze und am Mittwoch
im Gaſthaus zum Dreierhaus in Oſendorf für die Ortſchaften
Ammendorf- Radewell und Umgegend ſtatt. Die Genoſſinnen
und Genoſſen mögen für einen recht ſtarken Beſuch der Verſamm
lungen agitieren.

Der Vorſtand des Sozialdemokratiſchen Vereins
für Halle a. S. und den Saalkreis.

Aus dem Stadtparlament.
Nieder mit den Arbeiterforderungen!

Die geſtrige Sitzung bot wieder ein für unſere kapitaliſtiſche
Geſellſchaft charakteriſtiſches Bild. Ueber ein Dutzend Tages
ordnungspunkte, mit zum Teil ſehr hohen Geldbewilligungen,
wurden ohne große Debatte ſchmerzlos erledigt; als aber zum
Schluß Wünſche von Arbeitern zu beraten waren, da wehrten
ſich die bürgerlichen Herren mit Händen und Füßen gegen
irgendwelche feſten, zuſtimmenden Beſchlüſſe. Geſtern ſtanden
am Schluß der Sitzung zwei Petitionen von Arbeitern
zur Beratung.

Bei der
Petition des Gemeindearbeiterverbandes auf Erhöhung der

Löhne
der ſtädtiſchen Arbeiter und Einſetzung von Arbeiterausſchüſſen
wurden vom Stadtb. Sommer namens des Petitionsaus-
ſchuſſes Ueberweiſung an den Magiſtrat als Material be-
antragt. Als Grund gab er an, daß ſchon eine Petition des
Gewerkvereins zur Berück ſichtigung überwieſen ſei, daß
man aber vor allem nicht der Forderung dieſer Petition zu-
ſtimmen könne, daß die ſtädtiſchen Arbeiterlöhne generell um
30 Pf. pro Tag erhöht werden ſollen.

Stadtv. Genoſſe Oſterburg erwiderte dem Herrn ſehr
treffend. Er wundere ſich, daß gerade der Herr Sommer als
ſtädtiſcher Angeſtellter hier gegen eine allgemeine Lohn-
erhöhung auftritt. Bei der Erhöhung der Gehälter der Lehrer
und Beamten habe man im Vorjahr nicht von einer Diffe-
renzierung der Zulage geredet, ſondern eine allgemeine Zu-
lage gefordert und erhalten, und mit dem gleichen Recht könnten
jetzt die Arbeiter dieſe Forderung ſtellen. Die Zulage von
30 Pf. pro Tag ſei das mindeſte was jetzt gewährt werden
müſſe. Auch der Errichtung von Arbeiterausſchüſſen könne
man ſich in der Zeit der Großbetriebe nicht mehr widerſetzen.
Er beantragte Ueberweiſung der Petition zur Be-
rückſichtigung.

Stadtv. Thiele ſetzte noch die Notwendigkeit dieſer Lohn
erhöhung im einzelnen auseinander, und betonte, daß einige
ſtädtiſche Werke ja ſchon durch die freiwillige Zulage in der
gewünſchten Höhe die Forderung als vollberechtigt an
erkannt hätten. Die Stadtv. Höſchele, Kühme und
Sommer wandten ſich gegen den Antrag Oſterburg. Sie
ſcheuen die hohen Mehrkoſten, wollen nicht jedem
Arbeiter ohne Unterſchied die 30 Pf. bewilligen und meinen,
daß doch bisher eine Einführung von Lohnſtkalen gefordert ſei.

Stadtv. Oſterburg rechnet den Herren vor, daß die Zu
lage für jeden Arbeiter pro Jahr nur 100 Mk. ausmache und
betonte nochmals, daß man bei Lehrern und Beamten einer
allgemeinen Erhöhung zugeſtimmt habe. Die Einfüh-
rung der Lohnſkalen ſtehe der allgemeinen Erhöhung auch
abſolut nicht im Wege. Es müſſe beides, eine allgemeine Lohn-
erhöhung und ein Anſteigen der Löhne bei längerer Be-
ſchäftigungszeit, bewilligt werden.

Stadtv. Thiele unterſtützt dieſe Forderungen und bringt
dann einen Fall zur Sprache, in dem ein alter Arbeiter nur
deshalb auf kurze Zeit entlaſſen werden ſollte, damit er nicht
die ununterbrochene 5 jährige Dienſtzeit bei der Stadt voll be-
käme, mit der er als feſtanſtellt gelte. Solche Praktiken ſeien
ſcharf zu verurteilen.

Stadtbaurat Lammers weigert ſich auf dieſe
Angelegenheit einzugehen.

Nach einer weiteren kurzen Debatte wird der Antrag Oſter
burg gegen vier Stimmen abgelehnt und die Petition
dem Magiſtrat als Material überwieſen.

Einen noch tolleren Verlauf nahm aber die Behandlung der
Petition der ausgeſperrten Steinſetzer

auf Jnangriffnahme der fälligen Pflaſterarbeiten. Stadtv.
Sommer beantragt da, namens des Ausſchuſſes, Uebergang
zur Tagesordnung, da die Stadt in ſolche Kämpfe nicht ein
greifen dürfe. Die in der Petition erhobenen Vorwürfe, daß
das Bauamt parteiiſch verfahren ſei, wären nicht berechtigt.
Die Ausſchreibung von Arbeiten konnte nicht erfolgen, weil die
Unternehmer tatſächlich keine Arbeiter hätten.

Stadtv. Em mer entgegnete darauf, daß ſich bei den Stein
ſetzmeiſtern die früher ſo heftig bekämpfte Ringbildung
zur Schröpfung der Stadt zeige und der Magiſtrat
unterſtütze dieſes Verfahren. Die Arbeiter hätten die Einigung
durch das Gewerbegericht oder durch ein Schiedsgericht aus
wärtiger Meiſter zu erreichen verſucht; aber die Meiſter lehn-
ten alles ab. Eine Schlichtung des Kampfes ſei nur durch
Eingreifen der Stadt möglich, da ſie die einzige ſei,
die hier Arbeiten vergebe. Gehe man über die Angelegen
heit zur Tagesordnung über, ſo billige man die Ringbildung
der Steinſetzmeiſter, die ſich damit ſpäter für ihren jetzigen
Schaden an der Stadt ſchadlos halten würden. Mindeſtens
müßte die Petition dem Magiſtrat zur Erwägung übergeben
werden, da doch ſtarke ſtädtiſche Jntereſſen auf dem Spiele
ſtänden.

Herr Höſchele hielt nun eine ſpießbürgerlich-ſcharfmache-
riſche Pauke darüber, daß 63 Pf. Stundenlohn genug ſei und
das man doch nicht in einem fort bewilligen könnte. Die
Sozialdemokraten könnten gut ſagen mehr, mehr, mehr! Wer
bezahle denn das nachher? Doch die Stadt Halle. Wir zahlen
und ſie reden nur!

Dieſem Temperamentsausbruch und dem ähnlich gearteten
Zwiſchenruf des reichen Herrn Reichardt gegenüber erklärte

Stadtv. Emmer: Die Arbeiter zahlen nach ihrem Ein
kommen im Verhältnis genau ſo viel Steuern, wie die Wohl
habenden. Ja, ſie zahlen noch mehr! Denn bei ihnen wird
infolge der Lohnangabe der Unternehmer jeder Pfennig be
ſteuert, während die Wohlhabenden ſich ſehr gut zu drücken
wiſſen. Die Bürgerſchaft habe ein großes Jntereſſe daran,
daß die Pflaſterarbeiten in der Stadt ſchnell und gut erlLoigt
würden. Deshalb müſſe dem Antrag auf Erwägung zu-
geſtimmt werden, damit der Magiſtrat ſchlichtend eingreife.

Aber ohne weitere Aeußerung ſtimmten die bürger-
lichen Herren die Petition nieder. Sie wurde durch
Uebergang zur Tagesordnung erledigt. Arbeiter, merkt euch
das, wie auf's neue die Stadtverwaltung gezeigt hat, daß ſie
ſich ſtets ſchützend vor ausſperrende Unternehmer ſtellt, aber
Arbeiterwünſche unbeachtet, hohnlächelnd in den Papierkorb
wirft! Rache bei den Wahlen!

Von den übrigen Tagesordnungspunkten iſt zu berichten:
Unter den Eingängen befand ſich eine Mitteilung des Kegler-

feſtausſchuſſes, daß die von der Stadt bewilligten 500 Mk. zu
Preiſen a 50 Mk. verwendet worden ſind. Der Magiſtrat habe
in ſeinem Schreiben ihnen mitgeteilt, daß das Geld zu Ehrenpreiſen
vewilligt ſei. Stadtv. Thiele ſtellt nun feſt, daß der Magiſtrat
den Beſchluß der Stadtverordneten, die einen Ehrenpreis be
willigten, nicht richtig ausgeführt habe.

Jn den Aeußerungen zu einer Interpellation darüber, ob hier
baldigſt zum Bau eines Krematoriums geſchritten werden wird,
ſtellte ſich heraus, daß bei der Anlegung des NordoſtFriedhofs,
wo das Krematorium errichtet werden ſoll, ſich Schwierigkeiten
durch Grundwaſſer ergeben haben. Dieſe Waſſerzuſtände ver-
zögern die ganze Anlage, wozu aber Stadtv. Emmer erklärt,
daß nach Mitteilungen die ihm geworden ſind, die Waſſer-
mißſtände ſehr übertrieben dargeſtellt worden wären.

Für die Anlage des Hauptſammelkanals, der die Abwäſſer der
Stadt von der Moritzburg an bis nach Trotha aufnehmen ſoll,
wurden eine Reihe Anträge geſtellt und dann folgendes beſchloſſen
Das Enteignungsverfahren ſoll eingeleitet werden für einige zum
Sammelkanal benötigte Ländereien. Enteignet ſoll werden die
dem Generalleutnant von Bagenski gehörige, in der Gemarkung
Lettin gelegene Fläche von ca. 850 qm Größe, die dem Genannten
ebenfalls gehörige, in Trotha gelegene Fläche von ca. 1130 qm
Größe, und eine dem Gärtnereibeſitzer Schröter, Jägerplatz Nr. 19
gehörige Parzelle von 241 qm Größe.

Verträge mit der Firma G. Jentzſch und der Saalſchloßbrauerei
über die ihre Grundſtücke kreuzenden Bauanlagen zum Haupt-
ſammelkanal fanden ebenfalls die Zuſtimmung.

Weiter beſchloß dazu die Stadtverordneten- Verſammlung für die
Ausführung des Hauptſammlers in der Trothaerſtraße vom Denk-
malsplatze bis zur Brachwitzerſtraße nebſt Regenauslaß in der
Saalwerder- und Morlſtraße 410000 Mk. bereitzuſtellen.

Nach einem Vertrage muß die Stadt der Gemeinde und der
Domäne Lettin eine Waſſerleitung legen, an die auch Kröllwitzer
Leitungen angeſchloſſen werden ſollen. Die Rohrlegungsarbeiten
ſollen bald beginnen. Es wurde deshalb der Vorlage zugeſtimmt.
Die Koſten belaufen ſich nach den Voranſchlägen des ſtädtiſchen
Waſſerwerks für die Zuleitung auf 44000 Mk., für die Dorfleitung
auf 14500 Mk. Als Beitrag zu dieſen Koſten ſind von der Ge
meinde Lettin und dem Domänenfiskus je 5000 Mk., alſo 10000
Mark zu zahlen, ſo daß von der Stadt 48 500 Mk. zu tragen ſind.
Die 79 prozentige Verzinſung der Baukoſten ſoll das Waſſerwerk
ſo lange und inſoweit aus den z a erſetzterhalten, als ſie nicht durch den Verkauf von Waſſer aus der
neuen Leitung gedeckt wird.

Jn der der Stadtverordnetenverſammlung zugegangenenüber die Feſtſetzung einer Straße durch das e ſch'ſche Grund
ſtück am Kirchtor iſt auch die Verbreiterung der Straße zwiſchen
Kirchtor und Steinmühlenbrücke von 16,5 auf 18 Meter beantragt.
Die Straße bildet einen Hauptverkehrsweg und hat auch den
zukünftigen Straßenbahnverkehr nach der Heide aufzunehmen. Es
wurde nun beſchloſſen, der Steinmühlenbrücke, deren Neubau
bereits von der StadtverordnetenVerſammlung genehmigt worden
iſt, ebenfalls eine Breite von 18 Meter ſtatt der im Entwurfe
vorgeſehenen von 16,5 Meter zu geben. Die hierdurch entſtehen-
den Mehrkoſten belaufen ſich nach dem vorgelegten Koſten-
anſchlage auf 6000 Mk.

Dem Antrage der Handelsgeſellſchaft Gebr. Jentzſch auf Feſt
ſetzung einer Straße durch ihr Grundſtück Am Kirchtor Nr. 11/12
wurde zugeſtimmt. Der Plan ſieht eine Verbindungsſtraße
zwiſchen der projektierten Uferſtraße und der Straße nach der
Steinmühle vor. Auf der Weſtſeite der neuen Straße ſind Vor
gärten und eine platzartige Erweiterung geplant.
„Jm Jntereſſe der weiteren Erſchließung des Nordens wurde

für das Gelände zwiſchen Krähenberg und Angerweg ein Be-
bauungsplan aufgeſtellt. Der Plan ſieht zugleich die Aufhebung
der Vorgärten der Reil- und Trothaer Straße zwiſchen Anger-
und Seebenerweg vor.
Schließlich wurde noch beſchloſſen, dem Reſtaurateur Hermann
Schröter, hier, auf ſein Gebot von 14100 Mk. jährlicher Miete
für die Peißnitz- Reſtauration den Zuſchlag zu erteilen und daß
der mit Ende dieſes Jahres ablaufende Vertrag über Anbringung
von Reklameſchildern im Jnnern der ſtädtiſchen Straßenbahn-
wagen nicht wieder erneuert wird.

In der geſchloſſenen Sitzung wurde die Stadt Halle an Stelle
der früheren 27 Schiedsmannsbezirke in 36 ſolcher Vezirke ein
geteilt gleichzeitig wählte die Verſammlung 29 Schiedsmänner
und ebenſoviel Stellvertreter. Ein jährliches Ruhegeld von
817,40 Mk. billigte das Kollegium dem arbeitsunfähigen Bauauf
ſeher Friedrich Jänicke zu. Penſioniert wurde der Hallen
aufſeher Louis Kühn; ſeine jährliche Penſion beträgt 1596 Mk.

Die Petition des früheren Kriminalpoliziſten Wittenbecher
auf Erhöhung ſeiner 1000 Mk. betragenden Penſion um 100 bis
150 Mk. wurde durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt.
Anſtellung als Bureaugehilfen erhielten: Max Böge, Älfred
Kumbier und der Student Reinhold Hebekehr.

Die Berliner Arbeiterſänger im Volkspard
Erfreulicherweiſe macht ſich auch unter den Arbeiterſängern,

die auf dem Boden ſozialdemokratiſcher Weltanſchauung ſtehen,
das Beſtreben nach engerem Zuſammenſchluß, nach Ver
ſchmelzung zu großen Chören immer ſtärker geltend.
Gewinnt dadurch einmal die geſangliche Leiſtungsfähigkeit der
Chöre, ſo wird gleichzeitig auch das Solidaritäts gefühl
der Arbeiterſänger beſſer gepflegt und geſtärkt. Dieſem Zweck
dienen neben der Erholung, der gerade der Arbeiter am
dringendſten bedürftig iſt, auch die Sängerfahrten. Jn Berlin
auf dem Gebiete des Arbeitergeſanges auf die Vereinigung
kleinerer Männerchöre zu einem großen Chorverband hingewirkt
zu haben, dieſes Verdienſt darf vornehmlich der Chormeiſter
Emil Thilo für ſich in Anſpruch nehmen. Es iſt unſeres
Wiſſens wohl die erſte größere Konzertreiſe, die Thilo mit
ſeinen 300 Mann ſtarken Chören unternommen hatte. Der
Beſuch galt in der Hauptſache den Leipziger Arbeiterſängern.
Auf dem Rückwege nach Berlin begriffen, hatten ſie am Montag
nachmittag noch für kurze Stunden bei dem Halleſchen Arbeiter

Bald werden die Damen
—*y„”xm—m—*—„— aqqca;acccSSSk.nAA-geführt wird, weit unter Preis zu haben iſt, ſo darf man das wohl „billig“ nennen.
bei Loewendanls alles zu haben iſt, was die Mode für Damen in Koſtümen, Kleidern,
8 großen Schaufenſter gibt auch nur ein annäherndes Bild von der Mannigfaltigkeit der Vorräte.
gewöhnlich billig ſind, auch fertige Kleider für alle Zwecke!

nanntewieder billig kaufen können! Am 1. Juli fängt bein Geschw.
Loewendahl der „Große Saiſon Ausverkauf“ an,
und wenn moderne, gute Konfektion, wie ſie hier bekanntlich

Eine Aufzählung der vielen Artikel iſt unnötig man weiß, daß
Mänteln, Röcken, Bluſen e. bringt eine Beſichtigung der

Bemerkt ſei nur, daß Reiſe Koſtüme und Mäntel aufzer
Der Ausverkauf dauert nur bis 20. Juli.
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Sangersor und im Volkspark Einkehr gehalten. Der Nach-

zu einem gemeinſamen Spagiergang
wer ling Zer Abend ſollte abwechſelnd Liedervorträge der

Berliner und Halleſchen Arbeiterſänger bringen. Das Abend-
Hrogramnm konnte wegen der frühen Äbreiſe der Gäſte nur zum
Teil durchgeführt werden.

Der Halleſche ArbeiterSängerchor unter der Leitung Engel
manns ſang zur Begrüßung der Gäſte drei Lieder: Sängergruß
von Riva, Der träumende See von R. Schumann und An der
Fanle kühlem Strande. Er erntete für den ausgezeichneten
Vortrag dieſer Lieder lebhaften Beifall. Die Berliner Gäſte
folgten mit Ich hört' ein Vöglein pfeifen von Schauß t, Vom
ber von B ruſch und Ständchen von Hayd n. Die treffliche
Wiedergabe dieſer Lieder ſtellt der Tüchtigkeit des Dirigenten
wie dem Können der Sänger gleichermaßen ein gutes Zeugnis
aus. Vor allem iſt es die vorzügliche rhythmiſche Ausgeglichen-
heit des Geſanges und eine gute Ausſprache, was die Thiloſchen
Chöre auszeichnete und eine gute techniſche Schulung verrät,
wogegen in der Reinheit der Jntongtion und der ſeeliſchen Aus
drucksfähigkeit nicht alle Wünſche erfüllt wurden. Das
Publikum ſpendete nach jedem Vortrage ſtürmiſchen Beifall.
Als Abſchiedslied widmete der Halleſche Arbeiterſängerchor den
ſcheidenden Berliner Sangesbrüdern noch Scheiden von
Wohlgemut. Während die Gäſte dem Bahnhofe zueilten,
hielt Geſang und fröhliche Geſelligkeit die Halleſchen Ar-
beiterſänger und ihre Freunde noch für einige Stunden im
Volkspark zuſammen.

Zum Wohnungswechſel.
Der heutigen Nummer unſeres Blattes iſt ein Wohnungs-

Ummeldeſchein beigefügt. Bei Verzug bitten wir um Angabe
der alten und neuen Adreſſe. Damit keine Verzögerung in der
Zuſtellung eintritt, wird um baldigſte Einſendung der Um-

meldung gebeten. Expedition.
Die Delegierten der Banuagrbeiterſchutz- Kommiſſion werden

„erſucht, zu der am Mittwoch, den 28. Juni, abends S Uhr in
der Goldenen Kette, Alter Markt, ſtattfindenden Sitzung punkt-
lich und vollzählig zu erſcheinen.

Kinderfeft im Volkspark. Wir weiſen hiermit nochmals auf
das am Mittwoch, den 28. Juni, im Volkspark ſtattfindende
Kinderfeſt hin. Durch die verſchiedenſten Veranſtaltungen wird
diesmal den Kindern ſehr viel Abwechſlung geboten. Von nach-
mittags 4 Uhr an iſt Konzert, 5 Uhr beginnen die Spiele der
Kinder. Deshalb wird gebeten, ſich rechtzeitig einzufinden. Auch
der beliebte Kaſper wird wieder zur Stelle ſein. Karten ſind zu
haben im Parteiſekretariat, in der Volksbuchhandlung und im

Volkspark.
Die Porzellan Kapſel als Urkunde. Vom Landgericht Halle

iſt am 27. April er. der Kapſeldreher Paul Portius in Lettin
wegen ſchwerer Urkundenfälſchung und Betruges zu vier Monaten
Gefängnis verurteilt worden. Er war in der B. ſchen Porzellan
fabrik tätig und fertigte die Kapſeln an, in welchen das Porzellan
gebrannt wird. Jede von ihm gelieferte Kapſel wurde mit einem
roten Striche verſehen und in einem Buche ihm gutgeſchrieben.
Er ſoll ſich nun dadurch ſtrafbar gemacht haben, daß er längere
Zeit hindurch bei einer größeren Anzahl von Kapſeln den roten

ich entfernt und die Kapſeln nochmals abgeliefert hat, ſo daß
er ſie doppelt bezahlt erhielt. Auf die Reviſion des Angeklagten
hob das Reichsgericht das Urteil auf und verwies die Sache an
das Landgericht zurück. Daß der rote Strich auf den Kapſeln
als Urkunde anzuſehen iſt, unterliegt keinen Bedenken. Aber eine

ſchung einer Urkunde iſt nicht feſtgeſtellt. Wenn der An
geklagte den Strich eutfernt hat, ſo lag überhaupt keine Urkunde

We Pr. Es könnte ſich alſo nur um Urkunden-Vernichtung
Hant

Neber Preiskalkulation und Konſumverein ſchreibt das
»Konſumgenoſſenſchaftliche Vokksblatt: Während es bei einer
Reihe Artikel des Hausbedarfs für die einigermaßen erfah-
rene Hausfrau ein leichtes iſt, die Qualität der Ware zu be-

urteilen und feſtzuſtellen, ob Preis und Qualität in einem an-
gemeſſenen Verhältniſſe ſtehen, iſt dies bei anderen Waren
außerordentlich ſchwer oder direkt unmöglich. Dieſe Ver-
ſchiedenheiten ſpielen bei der Kalkulation des Händlers ſelbſt-
verſtändlich eine erhebliche Rolle. Zucker, der leicht taxiert
werden kann, wird ſeit langem allgemein mit außerordentlich
niedrigen Aufſchlägen gehandelt, um ſo die Leiſtungsfähigkeit
des Geſchäfts zu demonſtrieren. Bei anderen Artikeln läßt
ſich dagegen nicht feſtſtellen, ob der höhere Verkaufspreis auf
höhere Aufſchläge oder höhere Einkaufspreiſe zurückzuführen
iſt. Hier iſt es infolgedeſſen leicht möglich, den Minderver-
dienſt bei anderen Waren einzuholen. So kann der Kaufmann
auf Margarine ziemlich leicht 10 Pf. mehr auf das Pfund auf-
ſchlagen, auch bei Malzkaffee und bei Backpulver iſt die Ange-
meſſenheit des Preiſes ſchwer zu kontrollieren. Sobald nun
in einem Ort oder in einer Gegend zwiſchen den Kaufleuten
ein Konkurrenzkampf entſteht, hält man ſich bei den letzt-
genannten und ähnlichen Artikeln ſchadlos dafür, daß man bei
einigen Artikeln wenig oder gar nichts verdient. Die Kon
ſumenten müſſen ſelbſtverſtändlich ſtets die Zeche zahlen und
haben von den durch die „Konkurrenz“ hervorgerufenen „Preis-

r wenig oder gar keinen Vorteil; im Gegenteil,
manchmal zahlen ſie noch die Preisermäßigung für Waren,
die ſie gar nicht in dem betreffenden Geſchäfte kaufen, in ihren
Preiſen mit. Die Konſumvereine machen derlei Manöver
ſelbſtverſtändlich nicht mit; ſie kalkulieren ihre Preiſe reell
und bieten ſo dem Konſumenten die Gewähr, daß er jeden
Artikel zu einem angemeſſenen Preis erhält. Da die Konſum-
vereine den Grundſatz haben, nur gute Ware zu führen, iſt der
Preis ſelbſtverſtändlich in manchen Fällen relativ höher, wenn
auch die Ware trotzdem billiger iſt als bei der Konkurrenz.

Der Zirkus Blumenfeld hat im Laufe des geſtrigen Tages
auf dem Roßplatze ſein Zeltlager aufgebaut, um den Hallenſern
einige gute Vorſtellungen zu bieten. Der gute Ruf, der dem alt-
renommierten Unternehmen vorauseilt, war es, der zu der geſtrigen
Eröffnungsvorſtellung ein zahlreiches Publikum angelockt hatte.
Das Programm iſt ſo reichhaltig und vielſeitig, daß jeder Beſucher
auf ſeine Rechnung kommt. Ueber die Güte und die vorzügliche
Beſchaffenheit des reichhaltigen Pferdematerials etwas zu ſagen,
iſt nicht notwendig, der Name Blumenfeld iſt bei jedem Pferde-
kenner und Liebhaber geachtet. Die von Margareta Blumenfeld
vorgeführten Freiheitsdreſſuren wurden allſeitig als ſtaunenswert
bezeichnet, was auch von dem in der Hohen Schule gerittenen
engliſchen Vollblut Paſcha gilt. Aber die Haupt-Attraktion des
artiſtiſchen Programmteils bildet die aus 14 Perſonen beſtehende
Arabertruppe, deren einzelne Mitglieder wirklich als die beſten
Springer der Welt g ten können. Gewandt und exakt werden
vor allem auch die intereſſanten Pyramiden ausgeführt. Bewun-
derung erregte Herr Lenz Wingardt mit ſeinem athletiſchen Zahn-
kraftakt, dann die beiden Benares mit ihren brillanten Leiſtungen
am dreifachen Reck. Die von Frl. Mary Zackley ausgeführten
phänomenalen Lawinenſtürze von einer hohen Leiter herab fanden
brauſenden Beifall, wie auch der wohldreſſierten Hundemeute
Madame Blanches allgemeine Anerkennung gezollt wurde. Ein
Beſuch des Zirkus Blumenfeld kann nur empfohlen werden.

Aus dem Fenſter geſtürzt iſt geſtern ein Maurer, der an
dem Keſſelhaus Böllbergerweg 15 tätig war. Da er bei dem
Sturz ein Bein gebrochen hatte, mußte er in ein Krankenhaus
gebracht werden.

Walhalla Theater. Zu der großen Lokal-Revue: Halle, ſei
mir gegrüßt! von Guſtav Rudolph iſt die Dekoration bereits
durch Herrn Kamrath, den Kunſt- und Dekorationsmaler des
Stadttheaters, fertiggeſtellt. Als Hauvptdarſteller ſind zu nennen:
Fräulein Lucie Fiebiger von Halle, die die Partie der Hallenſia
darſtellen wird. Herr Alexander (Tenor) wird den Humor ver-
körpern; als erſter Komiker iſt Herr Elzer vom Schillertheater in
Berlin gewonnen, als Soubrette Fräulein Oberg, ebenfalls aus
Berlin.

Ueber Leichenfunde meldet der Polizeibericht: Am Sonn-
abend wurde die Leiche des vor einigen Tagen in der Saale
bei Schkopau ertrunkenen Dieners Otto Müller gefunden.
Die am 20. d. M. vor dem Rechen der Steinmühle aufgefundene
unbekannte weibliche Leiche iſt als die der Witwe Schlitte von
hier rekognosziert worden.

Lettin. Oeffentliche Verſammlung. An Donnerstag
findet im Gaſthaus zur Erholung in Lettin eine öffentliche Ver-
ſammlung ſtatt, in der die Genoſſin Kaſchewski-Berlin über das
zeitgemäße Thema: Die Frauen und die Politik ſprechen wird.
Ein recht reger Beſuch ſeitens der Frauen ſowie auch der Männer
wird erwartet.

Aus den Gerichtsſälen.
Schwurgericht.

Jn der geſtern begonnenen Sitzung, in der Landgerichtsrat
Redantz den Vorſitz führte, Staatsanwalt Schulze die
Anklage vertrat und Juſtizrat Pawel als Verteidiger fun-
gierte, kam ein Fall

betrügeriſchen Bankerotts
zur Verhandlung Angeklagt war der frühere Bergmann
jetzige Gaſtwirt Karl Keitz von Augsdorf, 33 Jahre alt, ver-
heiratet und bisher unbeſtraft. Der Mann, der früher im
Bergmannsberuf tätig. geweſen, mußte die Beſchäftigung wegen
einer Lungenkrankheit aufgeben. Um ſich anderweitig nähren
zu können, kaufte er zu Beginn vorigen Jahres von dem Gaſt
wirt Schalopp in Augsdorf deſſen Gaſthof für 38 000 Mk. und
übernahm auch das dazu gehörige Materialwarengeſchäft. Als
er aber bald in große Geldſchwierigkeiten geriet, machte er
eines Tages bis in die ſpäte Nacht hinein einen ſpottbilligen
Ausverkauf und meldete dann am nächſten Morgen Konkurs
an. Von dem Erlös des Ausverkaufs hat er einige Hundert
Mark ſeinem Bruder geſchickt, den er Geld ſchuldete. Die
anderen Gläubiger fühlen ſich dadurch betrogen. Der Staats-
anwalt wollte ihn denn auch des betrügeriſchen Bankerotts
ſchuldig geſprochen wiſſen. Die Geſchworenen verneinten jedoch
die Schuldfrage und das Gericht ſprach ihn dann frei.

Aus den Hachbarkreilen.
„Sangerhauſen. Warnung vor deutſchen Turnern.
Am S8S., 9. und 10. Juli findet in unſern Orten das Gauturn-

feſt der Deutſchen Turnerſchaft ſtatt. Wir würden davon über-
haupt keine Notiz nehmen, wenn nicht die Herren, die in der

damit beläſtigten, da

Turner!

L r ſud, unſere organiſierte Arbeiterſchaft
ie deutſche Turner in Quartier nehmen.

ſollen. Für die organiſierte Arbeiterſchaft gibt es aber nur
eine Parole und die lautet: Keine Quartiere für deutſche

Denn iſt es nicht gerade die Deutſche Turnerſchaft:
mit ihren Führern, die den Arbeiter-Turnerbund mit allen,
niedrigen Mitteln bekämpft. War es nicht gerade die Deutſche
Turnerſchaft, die 1907 bei den Reichstagswahlen Tauſende von
Mark den bürgerlichen Parteien zur Verfügung ſtellte, um die
Vertreter der arbeitenden Bevölkerung niederzuringen. Wir
haben allen Grund, in Sangerhauſen, gegen dieſen Rummel,
Front zu machen. Für die noch immer in der Deutſchen
Turnerſchaft ſteckenden Arbeiter muß es heißen: Hinaus aus
den patriotiſchen Turnvereinen und hinein in den Arbeiter-
Turnerbund, in den hier beſtehenden Arbeiterturnverein
Frieſen. Die Turnſtunden dieſes Vereins ſind in der Bier-
halle Dienstags und Freitags, abends von 8 bis 10 Uhr für die
Männer- und Zöglingsabteilung, und Mittwochs von 8--10 Uhr
für die Damenabteilung. Anmeldungen werden in jeder Turn-
ſtunde entgegengenommen.

Elſterwerda. Eine Kulturblüte. Vor ungefähr neun
Wochen brannte hier eines Mittags das Armenhaus nieder,
von den damaligen Bewohnern wurden alle wieder unter Dach
gebracht, bis auf einen, der heute noch nicht unter Dach iſt.
Das iſt der frühere Zimmermeiſter Schmidt, der ſeit 40 Jahren
Bürger der Stadt iſt. Nach dem Brande hat er neben der
Brandſtelle zwei Nächte auf ſeinem alten Sofa in Lumpen
unter freiem Himmel geſchlafen, dann hat er ſein Lager an
den Scheunen in der Mückenbergerſtraße aufgefchlagen. Schmidt
hat ſich an den hieſigen Bürgermeiſter mit der Bitte um Ob--
dach gewandt. Da dieſe Bitte ohne Erfolg war, wandte er ſich
an den Landrat, der am 30. April dem hieſigen Stadtrat die
Anweiſung gab, den Schmidt unter Dach zu bringen. Da es
jedoch bis heute noch nicht geſchehen iſt, ſo ſchläft er bis in dieſe
Tage noch bei jedem Wetter unter freiem Himmel. Wenn er
früh aufſteht, kann er oft vor Kälte und Näſſe kaum ſtehen.
Früher, da er als Zimmermeiſter der Stadt über 100 Mark
Steuern jährlich gezahlt hat, war er ihr angenehm, jetzt aber,
da er heruntergekommen iſt, ob durch ſein Verſchulden oder
durch die Schuld anderer, iſt gleichgültig ſorgt man nicht
einmal für ein ausreichendes Obdach, denn Unterſtützung
brauchte der 67jährige bisher nicht, da er ſich noch immer ſelbſt
ernährte.

Coswig. Erſchoſſener Gefangener. Bei der Außenarbeit
ließ ſich à Strafgefangener der hieſigen Strafanſtalt verleiten,
einen Fluchtverſuch zu unternehmen. Es gelang ihm auch, unbe-
merkt'die Elbe zu erreichen, die er zu durchſchwimmen verſuchte.
Dies wurde aber von dem Beamten bemerkt, und da der Flücht-
ling mehrfache Anrufe unbeachtet ließ, ſo gab der Beamte einen
Schuß ab, welcher den Flüchtling ſofort getötet haben muß, denn
er verſank im Waſſer. Seine Leiche konnte noch nicht geborgen
werden.

Allerlei.
Der deutſche Rundſrug.

Münden (Hannover), 27. ni. Heute 3.30 früh kam
eutnant Koch aus Stadthagen,

er L niedergegangen war, hier an. Lindpaintner
un

eilahfen en d des Wiehengebir nied ſei
othenuffeld am es ehe ges niederg en ſei.Jn bedeutender Höhe hatte der Motor ausgeſebt weshalb er

glaubte, niedergehen zu müſſen. Die Landung geſtaltete ſich
ſehr ungünſtig. Der Apparat ſetzte hart auf und wurde ſchwer
beſchädigt. Schauenburg iſt infolgedeſſen gezwungen, an der
weiteren Beteiligung in dieſer Etappe zu verzichten. Thelen
kam 4.34 auf dem Mündener Flugplatz an und flog um 5 Uhr
weiter. König verſuchte nach einſtündiger Reparaturarbeit am
Apparat wieder aufzuſteigen, mußte aber auch jetzt bald wieder
nieder, da der Apparat durch den eingetretenen Regen völlig
durchnäßt iſt und nicht die nötige Höhe erreichen konnte.

Parſeval V zerſtört.
Das Luftſchiff Parſeval V, der kleinſte Ballon dieſes Syſtems,

war von einer Privatgeſellſchaft in Hannover-Münden am
Sonntag zu einer Feſtlichkeit beſtellt worden. Auf dem Flugplatze
in Münden, wo das Luftſchiff aufſteigen ſollte, iſt es am Montag
mittag durch Feuer vollſtändig zerſtört worden. 9 Per-
ſonen erlitten teilweiſe ſchwere Brandwunden. Man
nimmt an, daß das Feuer durch unachtſames Wegwerfen einer,
brennenden Zigarre verurſacht worden iſt. Nach einer
Lesart wurde der Ballon durch eine Exploſion bei Reparatur
arbeiten zerſtört.

Zu der Ballonkataſtrophe wird noch gemeldet: Der Ballon war
auf dem Feſtplatze einfach verankert worden. Böige Winde warfen

S Bitte leſen?
Beim Einkauf von

Henkel's Bleich-Socla
achte man genau auf untenſtehende Packung und
weiſe Nachahmungen, da meiſtens minderwertig,

energiſch zurück.
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Spartdedeutend Seife, macht die Wäſche

blendend weiß. Uebertrifft bei allen Rei

u. gründlichere Wirkung, mecht nament
lich Metallfachen ſehr klar u. Holzſachen

ſehr weiß. Greift Hände u. Wäſche nicht
an. Loſi ſich in Waſſer ſehr raſch ſollic
deshalb in einer Haushaltung ſchlen.

Raàädliers
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Stok. 50 Dt2d. 4. 50.
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Extra hbiltiges
Angehbot. Zuiterkühler

1CGhaiselongue C. F. nitter,
zusamwenegdar,gepolsierl. mit Plöschoecke N. 30. Loeipzigerstrasso 90.

Gebr. Kroppenstädt,
Halle a. S., Große Märkerſtr. 4. Rimbeer-Sirup

aria- Fahrräder
auf Wunsch p. Pfund 45 Pfg., empfiehlt
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p. Pfund 50 Pfg., bei 5 Pfund

Carl Booch, Breitestr.,
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Parteischrift empfiehlt diel Voltsbuchvandl.

Wie zu Hause

speisen Sie

m Volkspark.

orzöügliehe Küche,

Freitag und Sonnabend:

Z Frisohe Pökelknochen 8
D

„Seit 3 Jahren litt ich an häßlichem
Hautausſchlag. Schon nach 3täg.
Gebrauch v. Zuckers Patent-Medi-
zinal-Seife D. R. P. Nr. 138988
war der Erfolg augenfällig. Die

Piokkel
trockneten ein u. es bildet. ſich keine
neuen mehr. Schon nach 2 Stck.
war meine Haut vollſt. rein. P. N.“
à St. 50 Pf. (15/0ig) u. 1.50 M.
(35 dig ſtärkſte Form). Dazu
ZuckoobCreme nicht fettend und
mild) 75 Pf. u. 2 M. Jn allen Apo
theken, Drogerien u. Parfümerien
erhältlich.
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e
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Magentropfen
(Benedictiner-Tropfen) über
raſchend ſchnell und ſind von nur
wohltuender Wirkung. 6

IEVerſuch von
nur mi80 Fig. Einzig echt Marke

von Otto Reichoel, Berlin S.
Jn Halle bei: B. Berthold,

Große Steinſtr. 48; 0. Ballin,
Leipzigerſtraße 63: C. Biehler,
Thomaſiusſtr. 49; M. Holländer,
Alt. Markt 4; 0. Kramer, gegen
über der Glauchaiſchen Kirche;
M. Ott, Steinweg 26; F. Riedol,
Merſeburgerſtr. 33; M. Thümmler,
Nehf., FriedrichDrog.; M. Walts-
gott Nachf., Gr. Ulrichſtr. 30.

Spreohapparat,
faſt neu, mit Plalten, billig zu
verkauf. Anmendorf, Haupt-
strasse 19.

KleiderſekretäreNöbel, 28 Mk., Vertik.
36 Mk., Schreibt. m. Aufſ. 36 Mk.,
hohe Bettſt. m. Matratze 38 Mk.,

Sin Tiſche J
en,u gieiee e 89.

Ansfehts-Portkarten
empfiehlt Die Volksbuchhandlung
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L Drotis, Tones
Riehard Wolf, verläng. Königstr.

l Drogen und Farben
X. Rädlor, Rannischestr. 2.

ſagF. Hennicke, I. Ulrichetr. 15.

F. Lindeonhahn, Kövigetr. 8.

das Luftſchiff hin und her, weshalb mit Rückſicht auf die dadurch
beſtehende Gefahr es heute entleert werden ſollte, nachdem man
bereits für 3 Uhr nachmittags die
hatte.
vorhanden.
nehmen.

ſchwer.

das Luftſchiff brannte völlig aus.
Ballonunglück in der Nordſee.

Am Sonntag morgen nach 5
ziemlicher Höhe über dem Wattenmeer ein Ballon geſichtet, der
vom Sturme in die N ordſee getrieben wurde.
die Gondel und ein Teil
Waſſeroberfläche.
Hilfe bringen, weil ſich die Gondfortbewegte und das
kämpfen hatte.
die mit R. B. G. 70 gezeichnet waren.
Nordſee ließ durch ein in Norderney liegendes r die
Unfallſtelle abſuchen, doch blieb
muß angenommen werden, daß di
Tod in den Wellen gefunden haben.

Brandkataſtrophen.
Eine furchtbare Feuersbrunſt hat das Dorf Ruden bei

Lobſens in der Provinz Poſen am Sonntag heimgeſucht. Auf
dem Gehöft eines Kätners entſtand ein Brand, der in kurzer
Zeit rapid um ſich griff und dreizehn Gehöfte in Flammen

Zur Hilfeleiſtung war leider aber kein geſchultes Perſonal
Man mußte ſeine Zuflucht zu ungeübten Arbeitern

Es heißt nun, daß hierbei einer der Leute geraucht habe.
Kurz und gut, es entſtand plötzlich eine Exploſion, durch die ins
geſamt zwölf Perſonen verletzt wurden, darunter dreiDer Monteur wurde unter der brennenden Ballonhülle
hervorgezogen, er hatte ſchwere Brandwunden davongetragen;

Das ausgeſandte Rettungsboot konnte keine

Boot ſelbſt mit dem ſchweren Sturme zu
Es brachte nur die Hülle von einigen Sandſäcken,

Aufſtiege in Ausſicht genommen

Uhr wurde in Oſtfriesland in

Später trieb
der Ballonhülle auf der
el mit raſender Geſchwindigkeit

Die Marine Station der

dieſe Arbeit ohne Erfolg. Es
ie beiden Luftſchiffer den

8 Uhr 20

Woche Donnerstag
Vom Dienstag ab

Vorverkauf bei Sturm.

W Die letzte Woche W
Winter-Cymians. S

Dienstag „Turm-Sylvare““ in neuen Glaoz-beneff?- t
„Der Regimentstag Triumphe.

Freitag Glänzonder Ahsohieds-Ahen

8 Uhr 20.

76

Rucksä

rollen
Direktor Winter als

„„Schneidiger Tymlan“.

Alle Vorzugs Karten gültig.

Heute, ODienstag,

2 grosses Vorsteſiungen,Knder- kawülen bonteline

Cros er
r rer II. Plata 1.00, III.

Kilite- Abend.
Morgen, Mittwoch, den 28. Juni:

2.50, Spoerrsitz num. 2.00. I. Platzats 0.7s, Galerie 0.50, ausschliestlich
2 Vorverkauf ohne Preisaufschiag bei den Herren

Steinbrocher 4 Jasper, Zigarrengeschäft, Markt.

6000009000000000000Zirrus BIumenfoel d.
Rossplatz.

abends 8/4 Uhr

be Preise.

Sport Kvend.

Ftablissement Ballsäle
Glauchaer Schützenhaus.

Mittwoch den 28. Juni abends S /2 Uhr:

FreiKonzert,
Ergebenst ladet ein Fr. Sachse.

Mittwoch
Soktacohteofost.

Marie B8tteher

Bernhard Siegel,
Hafenſtraße 47.

Haarsohneide-Maschinen

billigst bei

C. F. Ritter,
Leipzigerstrasse 90.

Morgen, Mittwoch,
Sohlachtefest.
Früh 8 Uhr: Wellfleiſch.
Otto Becker, Kröllwitz.

Jeden Mittwoch
Sehlachte Fest,

4 Beesenersir. I.

ſetzte, die gänzlich niedetbrannken.
Flammen umgekommen. Mehrere Perſonenin den

Ein ſechsjähriges Kind iſt
erlitten

Brandwunden, der Schaden iſt ſehr beträchtlich.
Jn einem Bootshaus in Nantucket im

Staate Neuhyork ſind die erwachſenen Töchter zweier Neu
yorker Millionäre und ein Millionärsſohn aus Albany

Zwei Angeſtellte des Hauſesverbrannt.
ſchweren Brandwunden davon.
weggeworfenes brennendes Streichholz hervorgerufen, wodurch
der friſchgeteerte Fußboden in Brand geriet.
chen liefen in ein Zimmer, das
brannten dort.
ſprangen ins Waſſer.

Ein ſchweres Antomobilunglück
ereignete ſich am Sonntag in Naſſau im Erzgebirge.

ngenieur Brühl in Dresden gehöriges Automobil fuhr in vollem
empo gegen die Ecke eines Bauerngehöftes. Die Jnſaſſen, der

Jngenieur Urban aus Dresden,
wurden herausgeſchleudert.
und einen Armbruch.

letzungen davongekommen war.
vor der Ecke des Hauſes im Geſpräch geſtanden hatten, wurden
an die Wand des geſchleudert und erlitten Knochen-

Der Chauffeur wurde verhaftet.brüche.
Kleines Allerlei.

Puchheim aus angetreten.

Die übrigen im Hauſe anweſenden Perſonen

Urban erlilt einen Schädelbru
Er ſtarb nach wenigen Minuten in den

Armen ſeiner Braut, die wie der C

Den Fernflug München Berlin
hat der Münchner Oberingenieur Hirth vom Flugplatz in

Hirth will Montag noch Nürn-
berg erreichen und dort die vorgeſchriebene v r
vornehmen, um Dienstag noch vor Tagesanbruch nach L
zig und Berlin weiter zu fliegen.

amerikaniſchen

elend
kamen mit

Das Feuer wurde durch ein

Die beiden Mäd-
keinen Ausgang hatte und ver-

Ein dem

ſeine Braut und der Chauffeur

Chauffeur mit leichten Ver-
Zwei Bauerfrauen, die gerade

eipTyphus-Die

in Schneibemühl iStillſtand gekommen. Jm Laufe des Sonntags wurden wiebee

23 neue Erkrankungen feſtgeſtellt. Vom Schlaf in den
Tod. Auf der Eminenzgrube bei Kattowitz ſchlief der Berg-
mann Schemietz auf dem Fahrdamm ein. Ein heranrollender
örderwagen quetſche den Schlafenden zu Tode. Zwei
inder vom Blitz erſchlagen. Auf dem Wege zur Ort-

noch immer nicht zu

ſährt Dabrahn bei Poſen wurden ein neun- und ein ſechs-
ähriger Knabe vom Blitz getroffen und ſofort ge

tötet. Das vierjährige weſterchen blieb unverletzt.
Waſſerſtände.

bedeutet über, unter Nulh.
Unſtrut und Saale. all Wuche

Artern, Brückenpeg. 25. Juni -0,85 26. Juni -0,85
Nebra, Oberpegel 94 1,92 0,02UUnterpegel, 1,26 1,28 0,02Weißenfels, Oberpg. 2,42 2,38 0,04Unterp. 70,28 70,22 0,06Trotha 1,34 1,80 0,04Alsleben, Oberpegel 2,31 2,80 0,01Unterpegel 70,78 c0,76 0,03
Bernburg 0,36 r0,61 (0,15Kalpe, Oberpegel 1,44 rl44Unterpegel 7790,11 r0,05 0,16

Elbe.
Dresden. 25. Juni 1,75 26. Juni 1,71 0,04
Torgau 70,09 0,09Wittenberg c 1,11 1,09 0,02Roslau 70,45 0,43 (0,02Barby 58 0,52 (0,06Magdeburg 0,78 0,75 0,03

cke.
Bei der Zusammenstellung unseres Sortiments

haben wir jedem Wunsche Rechnung getragen.

Sie finden eine Spezial-Ausstellung in unserer Passage 3

Wir legen besonderen Wert auf wasser
dichte leichte Stoffe u. gute Verar u J.e C. F.

Leipzigerstrasse 90.

Apo. TerAn Gustav Poller.

Nur noch 3 Tage:

fein Leopold
VWolteſtnc m. Geſang i. 8 Akt.

e. Muſik v. Bial.Emma: Frl. Tr. 63 ol
mann Halle g, S.

als Ga
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C. Schaſhle,
Gr. eigne Werkstätten,

Gr. Märkerstr. 26.
Kataloge gratis und

Das Einmachen
der PFrüchte

und die Zubereitung
von Fruchtsäftan,

GetràänkKen, Likören ete.
Ein reichhaltige Sammlung von

bewährten Rezepten.
Preis 30 Pfennig.
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d zum Braten, Vacken, ſowie für die Tafel das, ſich infolge Form,

ſeiner Feinheit W monatelang gut haltende T We ber über S

Knusels Koloz
I

J vVolle Garantie für prima
allerfeinſte unübertroffene
Qualität! Kein ſogen.

Hamb. Faß od. Preßfett.

IIICMEES

Kleine Klausſtraße 7.

3Könlee
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1 v nur

Offene Stellen e.
Zeitung: t

Esslingen 156.
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Vertreter
gegen höchſte Bezüge. unter
D. 2921 an Haasenstein ogler
A. G. Breslau.
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für Sommer 1911.

Volksbuchhandlung, Halle g. 6.
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Harz 42743.
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N. Thioio, osvenetr. I, p.

J Prauerelen
Christian Glaser, Gr. Klausstr. 24.
F. Lindenhahn, Königetr. S.

X. Kneckenburg, Rannischestr. 12.

onF. Cünther, Halle a. S. Fahrräder a. Nähmaschinen
Henry Klepzig, Reilstr. 2. Friedrich Bock, c C. Lange sen., KI. Ulrichstr. 26.

H. Ackermann, Merseburgerst. 61.

Franz Geyor, Gr. Brunnenstr. 32p.
F. C. WIscell, Mantel I.
I. Tengerſing, än.

Lederhandiungen Spedition, Möbeltrangport

Franz Bammoe, Lindensztr. S6.

Zahn Tocohnſker

Meen- und Stahiwaren

Flelschermeister, Wurstfabriken

J. Klostermann, Advokatenweg 27.
Franz KLunze, Burgstr. 59.

Merseburger-
strasse 105.

Robert Schäfer, Königstr.
Otto Ulbrieht, Bäckerstraese I.

Theodor Lähr, Leipeigerstr. 94.
Oskar Kutscher, Moritzkirchhof 10.
Ernst Soltmanp, Merzedurgerstr 10.

III

Friodrich Fliotner, Geiststr. 23.
Herm. Sehmidt, Geiststr. 23. 0. Kästner Go., Brunoswarte 36.

Wilh. Müller, Brunnenstr. 58.

Neue Promenade 16.
Vis-à-vis Leipz. Turm.

Zigarrenhandinngen

F. Soldmann, Königetraese 86.Möbel Magarine
Kartonagen

W. Schmeil, Wuchererstr. 40.

Vhren- u. Gold waren Scanborts William Aigarroa und

ver Hall. ſuchlermt ir

Kaufhäuser I
retr. 87.

Jegenst. j. Art.
l. kua Benlcie Kichart Schräter, re 17.

ne
Fhoſograypiiene T Alvert Monnicke, Gr. Steinetr. 62tobor-] A. Schäfer, Leipzigerstr. 92.

A. Weise, Kleinschmieden 6. n h. h.Ammendorf Radewell
ſWelne a. Freien v. Halleschestr. 65. Hauptstr. 20.

Theodor Lühkr, Leipzigerstr. 94. Nenso, Triftstrasse 1.

Sohuhwaren
I. Lade Nachf., Leipzigeretr. 93.
Max Kunzol, Magdeburgerstr. 59.

A. Hermann, Uhrmacher.
0. Pro
V- Wiünscher, Schuhwaren.
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Schulartikel, Lauchatädterstr. 15.
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Freie Diskussion.
Einen recht zahlreichen Besuch erwartet

ber G les en d Ha und den Saalkreis.

2. Beilage zum Volksblatt.
Halle a. S., Mittwoch den 28. Juni 1911

Donnerstag den 29, Juni abends 352 Uhr im grossen Saale des Volksparks, Burgstr. 27

deffentl. Vers
Tagesordnung:

Die konservativen Parteien und die Sozialdemokratie.
Ref.: Schriftsteller Ech. Bernstein, Berlin.

Freie Diskussion.
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Die geutſchen Abenertekteianan

im Jahre 1910.
Die Truhwehren des Rechts, die Rechtsſchutzeinrichtungen der

organiſterten Arbeiterſchaft Deutſchlands ſind auch im Jahre
1910 allen an fie gehegten Erwartungen gerecht geworden. Be
gründet und unterhalten von den mit dem Laufe der Jahre zu
einer feſten Einhett zuſammengeſchloſſenen Organiſationen der

A und getragen von dem Vertrauen weiterVolkskreiſe, von den Arbeitern an bis weit in die Kreiſe des

Klernbürgertums hinein haben die Rechtsſchutzeinrichtungen der
orgamtſterten insbeſondere aber die Arbeiter
ſekretariate, einen Entwicklungsgang genommen, dem ſich an
Gleichmäßigkeit und Feſtigkeit nichts auf dieſem Gebiete an die
Seite ſtellen läßt.

Wohl aber ſind hier und dort Einrichtungen, die gegründet
waren, wieder eingegangen. Entweder waren es ſolche, die ge
gründet werden konnten, weil am Ort vorhandene Einrich-
tungen eine Rechtsauskunftserteilung im Nebenamt ermög-
lichten oder ſolche, die gegründet worden waren, ohne die eigene
Kraft vorher genügend geprüft zu haben. Die große Zahl aber
der ſeit langem beſtehenden Sekretariate und deren Tätigkeit
zeigt uns das Bild im eingelnen, das wir in der Arbeiter
bewegung im gangen wiederfinden.

Der vorjährvige Bericht berichtete über 112 Sekretariate; von
dieſen waren das 1008 eingerichtete Rechtsauskunftsburean des

es Borna noch vor Schluß des Jahre 1909
eingegangen, ebenſo hatte das 1905 gegründete Sekretariat
Wunſiedel am 1. Oktober 1009 ſeine Tätigkeit eingeſtellt, ſo daß
das Jahr 1000 mit 110 Sekretariaten abſchloß.

en errkchtet wurden im Jahre 1910 die Sekretariate
Hakverſtadt, Helbra, Flensburg, Jtzehoe und Lünen
a. d. L., Helbra und Lünen a. d. L. ſind Einrichtungen des
Bergarbeiterverbandes. Diefe gewchren jedoch auch den Mit
gliedern anderer Verbände, nicht nur den Mitgliedern des Berg
arbe:terverbandes, Auskunft. Von den im Jahre 1909 neu ge
gründeten Sekretariaten hat ſich das Sekretariat Neuß nicht als
exiſtenzfähig erwieſen, es ging 1910 wieder ein, hat auch nicht
berichtet. Das Bureau in Siegen kann infolge umfangreicher
agitatoriſcher Tätigkeit des dortigen Auskunfterteilers nicht
mehr in dem früheren Umfange für die Rechtsauskunft tätig
ſein, Siegen ſcheidet daher aus der Reihe der Sekretariate aus
und iſt nur noch in dem Umfange einer Auskunftsſtelle tätig.
Aufzeichnungen über die Frequenz ſind im letzten Jahre aus
Zeitmangel nicht war Nicht berichtet hat auch das Rechts
auskunftsburean des Bergarbeiterverbandes in Zwickau.

Von den berichtenden 112 Sekretariaten geben 79 allen Per
ſonen, die ſich an das Sekretariat wenden, unentgeltliche Aus
kunft, 66 von dieſen Sekretariaten gewähren ferner unent-
geltliche Rechtshilfe allen Perſonen ohne Ausnahme,
ob organiſiert oder nicht organiſiert, ob Arbeitnehmer oder Ar
beitgeber oder ſonſt welcher ſozialen Stellung angehörig.
14 Sekreiariate erteilen Auskunft und gewähren Rechtshilfe
nur den gewerkſchaftlich organiſierten oder nicht organiſations-
fähigen Perſonen, 8 weitere Sekretariate erteilen neben ſolchen
auch den nur politiſch organiſierten Perſonen Auskunft und

gewähren dieſen Rechtshilfe. 11 Sekretariate beſchränken die
Auskunfterteilung und Rechtshilfegewährung an gewerkſchaft
lich oder politiſch Organiſierte und deren nichtorganiſations-
fähige Angehörige. Jn einigen Sekretarigten wird von den
angeführten Regeln in Ausnahmefällen abgewichen. Allen
Organiſierten ohne Unterſchied erteilen 96 Sekretariate Aus
kunft und gewähren dieſen Rechtshilfe, 3 von dieſen Sekre
tariaten verſtehen hierunter nur die Mitglieder der freien Ver
bände. 15 Sekretariate erteilen Auskunft und gewähren Rechts
hilfe nur den Mitgliedern der dem Sekretariat angeſchloſſenen
Organiſationen.

Die Zahl der Sekretariate, welche perſönliche Ver-
tretungen übernommen haben, iſt wiederum geſtiegen; ſie
beträgt jetzt 94 gegen 85 im Jahre 1909. 7 Sekretariate können
dieſe äußerſt wichtige Tätigkeit eines Arbeiterſekretariats nur
in Ausnahmefällen übernehmen. Das Rechtsſchutzbureau des
Bergarbeiterverbandes in Aachen berichtet, daß es nicht zuge
laſſen wird.

Die Vermittlung von Beſchwerden an die Gewerbe-
auf ſicht gehörte im Berichtsjahre zu den Obliegenheiten von
102 Sekretariaten. Statiſtik wird von 75 Sekretariaten be
trieben. Gewerkſchaftliche Tätigkeit, alſo Agitation
für die Gewerkſchaften, Einberufung von Verſammlungen,
Leitung und Verwaltung kleiner Zahlſtellen, Leitung des Kar
tells am Ort und ähnliche gewerkſchaftliche Arbeiten haben
79 Sekretariate zu erledigen.

Ueber die Art der Aufbringung der Mittel kann das
im Vorjahre Geſagte wiederholt werden. Die Zahl derjenigen
Orte, an welchen das Sekretariat durch beſondere Beiträge der
Mitglieder unterhalten wird, wird immer geringer. Die
Organiſationen ſind nach und nach immer mehr die Träger der
Sekretariate geworden. Zahlten noch 1908 an 35, 1909 an 31
Orten die Mitglieder beſondere Beiträge für das Sekretariat,
ſo war dies 1910 nur noch an 25 Orten der Fall. Ausſchließlich
oder doch hauptſächlich aus Mitteln der Lartellkaſſe oder durch
Beiträge der beteiligten Organiſationen wurden 72 Sekretariate
unterhalten. 12 Sekretariate unterhielt der Bergarbeiterver-
band. Zu einem der letzteren Waldenburg i. Schl., ſteuerte das
dortige Kartell ein Drittel der Koſten. Zwei Sekretariate wer
den vollſtändig von der Generalkommiſſion unterhalten, zu zwei
weiteren Sekretariaten zahlt die Generalkommiſſion einen Zu-
ſchuß. Das Sekretariat Koburg wird aus Staats und Ge-
meindemitteln unterhalten. Einen Zuſchuß aus Staats und
Gemeindemitteln erhält das Sekretariat in Bant. Beſtimmte
Zuwendungen erhielten von den Parteiorganiſationen 41, aus
ſonſtigen Arbeiterunternehmungen 6 Sekretariate.

Die Frequenz der Arbeiterſekretariate weiſt
wie in allen, ſo auch in dieſem Jahre eine erhebliche Steigerung
auf. Die Geſamtzahl der Auskunftſuchenden ſtieg von 543 304
auf 579 085. Die Steigerung beträgt 35 771 6,58 Prozent.
545 451 oder 94,19 Prozent von den Auskunftſuchenden waren
Arbeitnehmer oder Angehörige von ſolchen. 28631 Perſonen
waren ſonſtige Perſonen, alſo Arbeitgeber, ſelbſtändige Ge-
werbetreibende, ſelbſtändige Handwerker oder ſonſt unter dem
Sammelbegriff „Sonſtige Perſonen“ zuſammengefaßte Aus-
kunftſuchende. Jn 2221 Fällen wandten ſich Behörden, Vereineund ſonſtige Korporationen an die Sekretariate. Am Sitze der

Sekretariate wohnten von allen 420 528 Perſonen, 1409 887
kamen aus anderen Orten. Gewerkſchaftlich organiſiert waren
von allen auskunftſuchenden Perſonen 409 070. Das ſind
70,9 Prozent der Geſamtheit.

Die Zahl der erteilten Auskünfte hat im Jahre 1910
das fechſte Hunderttauſend überſchritten ſie betrug 610 897, ſtieg
alſo um 41 651 7,32 Prozent. Von den Auskünften wurden
540 474 mündlich, 35 379 mußten ſchriftlich erteilt werden.
141 083 Schrift ſätze wurden angefertigt.

Jn den zehn Jahren, in welchen nunmehr ſtatiſtiſche Auf
zeichnungen der Arbeiterſekretariate veröffentlicht werden,
wandten ſich in 3 469 892 Fällen Auskunftſuchende an die Ar
beiterſekretariate, 3 626 951 Auskünfte bezw. Rechtshilfen wur
den in dieſem Zeitraume geleiſtet. Dieſe Zahlen ſollten ſich
jene merken, die noch heute von einer unproduktiven Arbeiter
bewegung reden. Ganz abgeſehen von den ideellen Erfolgen
reden dieſe Zahlen von gewaltigen Summen, von ungeheueren
materiellen Erfolgen, welche der Arbeiterklaſſe und jenen
Kreiſen, welche ſich wirtſchaftlich der Arbeiterſchaft angliedern,
zugeführt werden konnten. Von Einrichtungen, welche das ur
eigenſte Werk der organiſierten Arbeiterklaſſe ſelbſt ſind.

Die perſönlichen Vertretungen, welche in den
Einzelfällen einen erheblich größeren Teil von Zeitaufwand
erfordern als die Auskunftserteilung, weiſen wiederum gegen
das Vorjahr eine Steigerung auf, und zwar um 682 oder
13,24 Prozent, ſie erreichten die Zahl von 5380. Termine wur
den von 92 Sekretariaten 67509 wahrgenommen, 570 mehr als
im Vorjahr.

Ueber Einnahmen und Ausgaben haben 100 Sekve-
tariate berichtet. Die Ge innahme betrug 6523 176 Mk.,
38 860 Mk. mehr als im Vorjahre. Die Geſamtausgabe ſtieg
weniger ſtark, nur um 10 111 Mk., und zwar von 458 087 auf
462 148 Mk. Aus den Kaſſen der Gewerkſchaftskartelle gingen
den Sekretariaten zu 172 881 Mk., aus Beiträgen der beteiligten
Organiſationen 184 546 Mk. An laufenden Beiträgen der Mit
glieder gingen ein 107086 Mk. Die weiteren Einnahmen
waren zum erheblichen Teil Zuwendungen, und zwar zahlte die
Generalkommiſſion im Jahre 1910 an einmaligen und laufen
den Zuſchüſſen an die Sekretariate 14 5612 Mk. Von den Partei
organiſationen erhielten die Sekretariate 13 354 Mk., von ſon
ſtigen Arbeiterunternehmungen wurden ihnen 1672 Mk. im Be
richtsjahre zugeführt. 3500 Mk. erhielten die Sekretariate Bant
und Kobung aus Staats und Gemeindemitteln.

Die Zahl der Auskunftsſtellen iſt im Jahre 1910
wiederum, und zwar um 31, geſtiegen, ſie betrug am Jahres
ſchluß 208. Dievon den Auskunftſtellen erteilten Auskünfte ſtiegen
um 6190 165,2 Prozent, von 40 226 auf 46346. 178 Aus
kunftſtellen erteilten unentgeltlich Auskunft an alle Auskunft
ſuchenden, 30 nur an Gewerkſchaftsmitglieder. An drei von
letzteren Orten wurde auch Parteimitgliedern
Auskunft erteilt, in einem weiteren Orte neben dieſen auch den
Nichtorganiſationsfähigen. Neben der mündlichen erteilten
174 Auskunftſtellen auch ſchriftliche Auskünfte. Zum erſtenmal
in dieſem Jahre wurde eine Befragung nach angefertigten
Schriftſätzen und perſönlichen Vertretungen vorgenommen.
Dieſe Befragung ergab eine überraſchende Fülle von geleiſteter
Tätigkeit auf dieſen Gebieten. Nicht weniger als 14 825
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Schrift ſätze waren von 140 Auskunftſtellen angefertigt
worden, 831 perſönliche Vertretungen waren von
89 Auskunftſtellen wahrgenommen worden.

Die Auskunfterteilung und Rechts hilfegewäh-
rung der Sekretariate und Auskunftſtellen zu-
ſammen hat ſich in den letzten ſechs Jahren mehr als ver-
doppelt. Die Zahl der erteilten Auskünfte und gewährten
Rechtshilfen betrug ſeit dem Jahre 1905, ſeit welchem für
beide Einrichtungen Zahlen vorliegen: 1905: 315 946, 1905:
404 428, 1907: 464 485, 1908: 551 657, 1909: 609 472, 1910:
657 243. Die Zunahme betrug im letzten Jahre 47 771. Die
Zahl der Orte, an welchen Einrichtungen der organiſierten Ar
beiterſchaft für die Rechtshilfegewährung beſtanden, ſtieg von
2834 im Jahre 1909 auf 315. Schriftſätze wurden von den Sekre
tariaten und Auskunftſtellen zuſammen 155 308 angefertigt;
6661 perſönliche Vertretungen wurden wahrgenommen.

Dieſe Zahlen tragen die Gewähr in ſich, daß nichts mehr in
der Lage ſein wird, den weiteren Entwicklungsgang der freien
Rechtsſchutzeinrichtungen zu behindern, ſie in ihrer allgemein-
nützigen Wirkſamkeit zu beeinträchtigen.

Aus den Nachbarkreiſen.
Die Organiſation der Landarbeiter.

„Die Landarbeiter brauchen kein Koalitionsrecht, ſie wiſſen
gar nicht, was das iſt.“ So meinte auf dem evangeliſch-ſozialen
Kongreß ein pommerſcher Amtsrichter. Wie ſehr ſich dieſer
Wortführer der Oſtelbier irrt, beweiſen die Organiſationsfort-
ſchritte des Verbandes der Land-, Wald- und Weinbergsarbeiter.
Die Landarbeiter organiſieren ſich, ohne erſt die Erlaubnis des
Amtsrichters von Strausberg und ſeiner oſtelbiſchen
Freunde einzuholen.

Der Landarbeiterverband zählte 1911 11232 Mit-
glieder in 425 Ortsgruppen. Dieſe verteilen ſich auf die fünf
Agitationsgebiete des Verbandes wie folgt: Gau Mecklenburg-
Pommern zählt 67 Ortsgruppen mit 2051 Mitgliedern, Gau
Mittel Deutſchland (Provinz und Königreich Sachſen,
Braunſchweig, Weimar, Koburg-Gotha, Meiningen, Altenburg,
Anhalt, Schwarzburg-Rudolſtadt und Sondershauſen, Reuß
ältere und jüngere Linie) zählt 110 Ortsgruppen mit 2943 Mit-
gliedern, der Gau Bayern hat 88 Ortsgruppen mit 2001 Mit-
gliedern, der Gau Südweſtdeutſchland (Württemberg, Baden,
Elſaß-Lothringen, Rheinpfalz, Heſſen und Rheinprovinz)
74 Ortsgruppen mit 1800 Mitgliedern, der Gau des Verbands-
vorftandes (des übrigen Deutſchland) 86 Ortsgruppen mit
2437 Mitgliedern.

Wie ſchnell die land und forſtwirtſchaftlichen Arbeiter ſich in
die Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten hineingefunden
haben, beweiſt die Tatſache, daß von den beſtehenden 425 Orts

gruppen 400 von den Mitgliedern ſelbſt verwaltet werden, wäh
rend die Verwaltung der übrigen von Vertrauensleuten aus
anderen Arbeiterverbänden beſorgt wird. Die Vorſtände der
Ortsgruppen haben ſich ſehr gut in die Führung der Verbands
geſchäfte eingearbeitet und ſind lebhaft in der Agitation tätig.

Jn der kurzen Zeit ſeiner Tätigkeit iſt es dem Verbande be
reits gelungen, erhebliche Arbeitsverbeſſerungen für
die Mitglieder zu erzielen durch Erhöhung des Lohnes, Ver-
kürzung der Arbeitszeit und anderes. Die Unterſtützungsein-
richtungen des Verbandes haben gleichfalls vielfach zur Linde-
rung der Not beitragen können. An Krankenunterſtüvung wur-
den 4097 Mark, davon allein 3000 Mark im erſten Vierteljahr
19t1, an Maßregelungsunterſtützung 1397 Mark, für Rechts
ſchutz 2831 Mark verausgabt. Die Lohnbewegungen erforderten
eine Ausgabe von 11386 Mark. Den Ortskaſſen verblieben ins
geſamt 9620 Mark.

Das BVerbandsorgan Der Landarbeiter erſcheint gegen
wärtig in einer Auflage von 209 000 Eremplaren. Der den Be
darf für die Mitglieder überſteigende Teil wird zur Agitation
verwendet. Die Agitation erfordert erhebliche Mittel, da ſie
auf dem Lande mehr Schwierigkeiten bietet als in Städten.

Eine nicht zu unterſchätzende Hilfe wird den Mitgliedern
durch den freien Rechtsſchutz geleiſtet. Jnsgeſamt wurden
durch den Verbandsvorſtand bis jetzt 561 Rechtsſchutzfälle be
handekt, von denen 318 vollſtändig erledigt ſind, während 243
Fälle noch ſchweben. Erklärlicherweiſe rührt die Mehrzahl der
Fäklle aus Streitigkeiten her, die im Arbeitsverhältnis ent-
ſianden ſind, Forderungen an Reſtlohn, Deputat, Entſchädi

Zwei feindliche (Welten.
Roman aus der Arbeiterbewegung.

Von Jan van den Tempel.
Aus dem Hokändiſchen überſetzt von Georg Gärtner.

4] r Nachdr. verb.Hendrik lieg ſich am Tiſche nieder. Dieſes verdammte
Grübeln! Der Artikel für das Fachblatt mußte geſchrieben
und nachmittags zur Poſt gegeben werden. Sich in die Schlaf-
ecke zu hocken an ſolch einem ſonnigen Frühlingstagl! Wenn
er einen Spaziergang machte? Bah, dann empfand er erſt
recht das Elend.

Hier, zwiſchen den Büchern, bei der Arbeit, hatte er noch
einen Halt. Aber jetzt kam er nicht vorwärts. Er ſchob das
Papier auf die Seite und ſah mißmutig auf die Straße hin-
aus.

Wieder war das Backfiſchchen drüben in der guten Stube.
Jetzt ſteckte ſie in einem ſchicken graublauen Kleide. Rot vor
Luſtigkeit ſtand ſie vor dem Spiegel, um ihr hübſches Köpf-
chen mit einem weißen Strohhut zu bedecken. Dann huſchte
ſie wieder in den Alkoven.

Nun kreiſchte die Haustüre in den Angeln. Müller beugte
ſich aus dem Fenſter. Das Dämchen ſchritt leichtfüßig dahin
im Sonnenlicht, das ſchräg auf die Häuſer an der anderen
Seite niederfiel. Sie ſah forſchend um ſich, wie eine Taube,
di orientiert dann ſtapfte das Sonntagskind munter
dahin.

Seufzend ſchob der junge Mann den Stuhl unter den Tiſch.
Fünf Schritte hin, fünf Schritte her ſo durchmaß er wieder-
holt den ſchmalen Raum vor dem Bette.

Der ſtarke Mann, der Weltreformator!
Durch ſeine Stirne gruben ſich zwei dunkle Furchen; die

grauen Augen funkelten wie Stahl.
Während dort die Leute durch das Leben tanzten, plagte er

ſich Tag und Nacht, ſo daß ihm die Hände zitterten. Er war
doch ein törichtes Kind geblieben bis auf den heutigen Tag.
Er war kein Rieſe, der das Leben beherrſchen konnte; dann

ja dann Er mußte acht geben, damit es nicht ihn ver-
nichtete. Um ſich aus dem Pfuhl des Elends zu erheben, in
dem er zu erſticken drohte, mußte er die Hand ergreifen, die
ſich ihm jetzt zur Rettung bot.

Er lächelte: der Vertrauensmann Brandſens!
III.

Lukas Vorſt wohnte in der Peterſtraße, zwei Etagen hoch.
Die Haustüre war offen als guter Bekannter ging Hendrik
ohne weiteres die Treppen hinauf und trat nach einem kurzen
Klopfen an die Türe in den kleinen Korridor. „Ei, guten
Tag!“ grüßte ihn heiter ein zierliches, blaugekleidetes Frau-
chen, das in der Küche mit Spülen beſchäftigt war.

„Guten Tag, Frau Vorſt i Vkas daheim?
Sie nickte bejahend.

gungen wegen rechtswidriger Entlaſſung und ähnliches. Jn 59
Fällen konnte mit vollem Erfolg auf dem Wege der Klage, bei
einzelnen auch durch Verhandlungen mit dem Arbeitgeber die
Summe von 2958,14 Mark für die Mitglieder herausgezahlt
werden. Es handelt ſich meiſk um Beträge zwiſchen 20 und 50
Mark, die aber auf dem Lande bei den ſehr niedrigen Bar-
löhnen für den einzelnen ſehr ins Gewicht fallen. Jn Straf-
ſachen konnte 13mal ein Freiſpruch erzielt werden. Ebenſo
konnte in 50 Fällen, die die Arbeiterverſicherung betreffen,
mehr oder weniger Erfolg erzielt werden.

Die Agitation für den Verband begegnet auf dem Lande teil-
weiſe ſehr ſtarken Widerſtänden. Mit der rückſichtslos ausge
nützten Macht der Arbeitgeber eint ſich Amtsvorſteher und Gen
darm, um die verhaßte Organiſation vom Lande fernzuhalten.
Den Wirten wird verboten, ihr Lokal herzugeben und mehrfach
erſuchten die Behörden, die Organiſation zu einer politiſchen
zu ſtempeln und wegen Vergehen gegen das Vereinsgeſetz
ſtrafend einzuſchreiten. Unter zehn anhängigen Straffällen
mußten die Gerichte, teils erſt in zweiter Jnſtanz, ſiebenmal
die Polizeibehörden durch freiſprechende Urteile belehren, daß
auch dem Landarbeiterverband gegenüber das Geſetz zu be-
achten iſt.

Trotz aller Widerſtände gewinnt der Verband immer mehr an
Boden und reiht ſich würdig ein in die Organiſationskolonnen
der gewerblichen und induſtriellen Arbeiter.

Zum mitteldeutſchen Braunkohlenarbeiterftreik.
Welch originelle Urſachen den Behörden zur Unterlage dienen

müſſen, den Streikenden den Kampf zu erſchweren, beweiſen
zwei Strafbefehle, welche der Amtsvorſteher von Atzendorf zwei
Streikpoſten zugeſtellt hat. Es heißt: „Sie haben am 14. d. M.,
gegen 116 Uhr nachmittags, auf einem auf der Chauſſee von
Atzendorf nach Athensleben aufgemeterten Kieshaufen geſeſſen,
wodurch derſelbe auseinandergewühlt und in Unordnung ge
bracht wurde. Dieſe Uebertretung wird bewieſen durch den
berittenen Gendarmerie-Wachtmeiſter Tietjen in Förderſtedt.
Es wird deshalb gegen Sie auf Grund des S 18 der zuſätz-
lichen Vorſchriften zum Chauſſeegeldtarif vom 24. Februar 1840
bezw. der s 1-3 der Regierungsverordnung vom
25. April 1846 eine bei der hieſigen Amtskaſſe zu erlegende
Geldſtrafe von 8 Mark erkannt, an deren Stelle, wenn ſie nicht
beizutreiben iſt, eine Haft von 1 Tag tritt, hierdurch feſtge-
ſetzt.“ Da ſage noch einer, daß unſere Behörden nicht findig
ſeien. Jetzt muß ſogar ein Chauſſeegeldtarif aus dem Jahre
1840 herhalten, das Koalition und Streikpoſtenrecht der Ar
beiter einzuſchränken. Selbſtverſtändlich wird gegen dieſe
Strafbefehle Widerſpruch erhoben. Die Streikenden laſſen
ſich eben nicht das Vergnügen nehmen, über den Chauſſeegeld-
tarif eine Gerichtsentſcheidung herbeizuführen. Ein anderer
Streikpoſten wurde aufgefordert, ſein Rad vom Acker zu
nehmen. Betrübt mußte aber der Geſetzeshüter abzichen, denn
der Acker, auf dem das Rad lag, war der eigene Acker des
Streikpoſtens.

Nur weiter mit ſolchen Sachen. Sie wirken wenigſtens er-
heiternd in dem Ernſte des Lohnkampfes. Wie ſorgen ſie für
Humor unſere Freunde, die Feinde.

Eine Schuhmacherausſperrung.
Jn der Schuhfabrik von Gebr. Otto in Lauchſtedt wurde den

Maſchinenarbeitern, Ueberholern und Nacharbeitern wegen Lohn
differenzen gekündigt. Zuzug iſt deshalb ſtreng fernzuhalten.

Zentralverband der Schuhmacher Deutſchlands,

Gau 10, Halle a. S.

Bitterfeld. Einen der Beſten hat der Tod uns
entriſſen. Wie ſchon aus dem Jnſeratenteil der geſtrigen
Nummer erſichtlich iſt, ſtarb am 25. Juni der wohl aüen
Bitterfelder Parteigenoſſen bekannte Zigarrenmacher Guſtav
Winder. Er war einer der wenigen, die ſchon in der
ſchweren Zeit des Sozialiſtengeſetzes den ſteinigen Bitterfelder
Boden beackerten, und bis zur letzten Stunde hat er in der
modernen Arbeiterbewegung auf das Gewiſſenhafteſte ſeine
Pflicht erfüllt. War er auch kein großer Redner er ſprach
in Verſammlungen überhaupi ſelten ſo war er doch immer
dabei, wenn es galt zu handeln, wenn es darauf ankam, den
uns noch fernſtehenden Proletariern das Evangelium des
Sozialismus zu bringen. Obwohl er ſchon ſeit langer Zeit
leidend war, war er doch ſtets zur Stelle, wenn die Partei-

ritung Sie Keine Arbeit war ihm zu winzig, keine zu groß,
wenn die Leitung ſie für notwendig hielt. Er hat nur ein
Alter von 46 Jahren erreicht. Vielleicht wäre es ihm möglich
geweſen, ſein Leben noch um eine Reihe vor Jahren zu ver-
längern, aber ſeine ſchlechte wirtſchaftliche Lage geſtattete ihm
eine richtige Pflege des ſiechen Körpers nicht. Er war ein
Beſitzloſer in des Wortes verwegenſter Bedeutung. Die letzte
Verſchlechterung der Lage der Tabakarbeiter durch die „patrio-
tiſche“ Finanzreform mag ihm den Reſt gegeben haben. Mögen
nun Weib und Kinder betteln gehen, wenn ſie hungrig ſind,
das Vaterland iſt ja gerettet. Nun, mag der allezeit Reg-
ſame ruhen. Wir Ueberlebenden aber wollen nicht ruhen und
raſten, ſondern arbeiten an der Beſeitigung ſolcher Zuſtände,
die den Armen ein vorzeitiges Grab ſchaufeln. Ehren wir das
Andenken des Verſtorbenen dadurch, das wir an dem Werk,
dem ſein Leben geweiht war, weiter gr. bis zum end
gültigen Siege des Sozialismus. Ein Poſten iſt vakant!
Freiwillige vor!

Die Beerdigung Winders findet nicht, wie angegeben, von
der Neuenſtraße, ſondern von der Leichenhalle aus ſtatt.

Roitzſch. Jn der Gemeindevertreterſitzung vom
23. Juni wurde die Gemeinderechnung von 1910 anerkannt. Es
ſteht einer Einnahme von 48 861,63 Mk. eine Ausgabe von
44 462,85 Mk. gegenüber, ſo daß am 1. April 1911 ein Ueberſchuß
von 4398,78 Mk. zu war. Die Eingemeindung
cines Stück Landes aus dem Gemeindebezirk in den Gutsbezirk
Königliche Domäne wurde mit der Bedingung genehmigt, daß
der Käufer am Tage der Auflaſſung den 25fachen Betrag des
jährlichen Grundſteuerreinertrags, das ſind 1500 Mark als ein-
malige Entſchädigung an die Gemeinde zahlt. An Gemeinde-
umſatzſteuer zahlt der Käufer 6 Prozent des Kaufpreiſes an
die Gemeinde. Bei der Bereitſtellung von Mitteln auf der
Gemeindekaſſe zur Jugendpflege entſpann ſich eine
längere Debatte. Bei der Abſtimmung wurden ſchließlich 25—-30
Mark auf ein Jahr mit 7 gegen 6 Stimmen bereitgeſtellt.

Pieſteritz: Gemeindevertreterſitzung. Es wurde
die im Etat für 1911-12 eingeſetzte Errichtung einer zehnten
Lehrerſtelle verhandelt. Der anweſende Ortsſchulinſpektor gab
bekannt, daß der Schulvorſtand beſchloſſen habe, eine Lehrerin
anzuſtellen. Er erſuchte die Gemeindevertretung jedoch, da
unſere Schule 635 Kinder habe, eine männliche Lehrkraft, die
aber mehr Stunden leiſten müſſe, als eine Lehrerin, anzu-
ſtellen. Mit ſechs gegen eine Stimme wurde beſchloſſen, zum
1. Oktober einen Lehrer anzuſtellen. Hiernach wurden für die
Schulbibliothek 25 Mk. und für die Volksbibliothek 58 Mk. zur
Beſchaffung der vom Hauptlehrer vorgeſchlagenen Bücher be
willigt. Des weiteren wurde verhandelt über elf Anträge
wegen Uebernahme der Desinfektionsgebühren zu Laſten der
Gemeindekaſſe. Die Bedürftigkeit wurde in allen Fällen an
erkannt, und die Koſten der Gemeindekaſſe auferlegt. Jn die
Rechnungs kommiſſion wurden die Herren Leupold, eisler und
Genoſſe Fricke zur Prüfung der Gemeinderechnung gewählt.
Verſchiedene Gemeindeforderungen auf zurückzahlbare Unter-
ſtützungen werden, weil ausſichtslos, niedergeſchlagen.

Weißenfels. Eine Anklage wegen Najeſtäts-
beleidigung. Unſer Genoſſe Oelßner erhielt eine
Anklage wegen Majeſtätsbeleidigung, die er in der öffentlichen
Frauenverſammlung am 19. März in Streckau im Anſchluß
an eine Kritik der Königsberger Kaiſerrede begangen haben
ſoll. Er wird beſchuldigt, eine Aeußerung getan zu haben, die
ſo abſurd iſt, daß ſie nur ein ſeiner fünf Sinne nicht mächtiger
Menſch tun könnte. Obgleich der Staatsanwaltſchaft ſechs
Zeugen angeboten wurden, die beeiden können, daß unſer Ge
noſſe die inkriminierenden Worte nicht gebrauchte, hat der
überwachende Beamte, Gendarmerie-Wachtmeiſter Rein-
hardt II, Theiſſen, ſeine Beſchuldigung aufrecht erhalten und
bereits beſchworen. Wir müſſen es nunmehr dem Gerichtshof
überlaſſen, zu entſcheiden, welchen Zeugen mehr Glauben ge
ſchenkt werden kann.

Halberſtadt. Ausſperrung in der Handſchuhinduſtrie.
Die hieſige Export Handſchuhfabrik und Lederfärberei von M. H.
Weißenborn hat etwa 70 bis 80 Mann ausgeſperrt. Anlaß dazu
gab der Umſtand, daß die Färber und Zurichter der Fabrik ſich
geweigert hatten, Arbeiten in Akkord auszuführen. Die Färber
behaupten, die Firma habe mit ihnen die Vereinbarung getroffen,
daß auch langwierigere Arbeiten gegen Stundenlohn geleiſtet
werden ſollten. Die Fabrikleitung beſtritt eine derartige Abmachung
und entließ die Färber ſofort. Auch in zwei anderen hieſigen
Handſchuhfabriken ſind die Färber in eine Lohnbewegung eingetreten.

Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.

Hendrik öffnete die Stubentür. Vor dem geröffneten Fenſter
ſaß in dem rohrgeflochtenen „Sorgenſtuhl“ ein pockennarbiges
Männchen mit einem Mädchen auf den Knie. Die Männer
grüßten ſich vertraulich; die Kleine ließ ſich von des Vaters
Knien gleiten, umfaßte die Beine des Gaſtes und begrüßte ihn
lärmend als „Onkel“. Lachend nahm Hendrik am zweiten
ger Vorſt gegenüber Platz und hob Gretchen dreimal in

ie Höhe.
Die Korridortüre wurde aufgeriſſen; ein Bube ſtürmte her-

ein. „O, der Gaſſenjunge!“ ſchalt die Mutter, „als ich ihn
eben rief, hatte er keine Ohren, jetzt, nachdem er den Onkel
geſehen hat, kommt er ſchleunigſt nach.“ Der Junge blinzelte

an und flüſterte verſtändnisvoll: „Tee mit
Kuchen!“

„Er lniet vor ſeinem Heiligen, dem St. Vielfraß,“ ſpottete
der Vater.

„Etwas neues aus Bergen?“ fragte Hendrik. Jn Bergen
hatte die Hauptverwaltung ihren Sitz, mit der Vorſt als
Filialſchriftführer in Korreſpondenz ſtand.

„Jawohl.“ Lukas erhob ſich und nahm einen Brief aus
dem flachen, mahagonifarbigen Schreibtiſchchen, das neben dem
Kamin ſtand. „Heute morgen habe ich ein Schreiben erhalten
die Lohnbewegung geht nicht zum beſten vorwärts. Jm
übrigen gute Neuigkeiten. Der alte Volders hat in Neuſtadt
geſprochen und dort eine Zahlſtelle gegründet.“

„Ei was!“
„Ja, der Alte iſt unermüdlich: ich weiß nicht. woher er die

Arbeitskraft nimmt. Als hoher Fünfziger ſein Brot als
Zimmermann verdienen, alle vierzehn Tage das Fachblatt
herausgeben und dabei noch Zeit für die Agitation finden

Teufelsjunge, gib doch acht,“ unterbrach er ſich. Häns-
chen wollte ans Fenſter eilen und rannte dabei an des Vaters
Knie an, eben als Frau Vorſt ihrem Mann eine Taſſe Tee
vorſetzte.

„Hans,“ ſchallte es unten von der Straße herauf, „kommſt
du wieder zum Spielen herunter?“

„Mag nicht!“
Hänschen zog den Kopf wieder vom Fenſter zurück und

ſuchte im Zimmer nach einem Felde der Betätigung. „Schaut
nur, wie dic Grete ſich beſchmiert!“ rief er plötzlich aus.

Das Mädchen hatte ſich mit einem Fußbänfchen an die
Alkoventür zurückgezogen, ihren Kuchen in kleine Stücke ge-
biſſen und die fettigen Klümpchen reihenweiſe auf der Fuß-
bank geordnet. Nun hüpfte ſie um die Fußbank herum, warf
ſich dann wieder nieder und verſchſang ein Stückchen nach
dem anderen.

Hendrik lachte über die kleine Spaßmacherin. Die Frau
Vorſt ſah mit einem bedenklichen Blick nach der hölzernen Uhr
auf dem Kaminſins: „Es wird Bettzeit für die Kinder.“

„Ja, ja,“ beſtätigte ihr Mann, „bringe ſie zu Bett, dann
tönnen wir noch ein wenig vlaudern. Früher,“ ſo ſetzte er die
vorhin unkerbrochene Rede fort, habe ich mich manchmal über
Volders geſchwollene Sprache geärgert. Seine Artikel wim-
meln von Phraſen und kühnen Bildern. Nun, an Phraſen

mangelt es in der Arbeiterbewegung nicht, und wir wiſſen nur
zu gut, daß die rhetoriſch veranlagten Leute nicht immer die
Männer der Tat ſind. Ein wenig Einfachheit in Stil und
Rede gefällt mir ſehr.“

Er hielt einen Augenblick inne, um zu ſehen, ob Hendrik ihm
beiſtimmen würde dann fuhr er fort:

„Aber bei Volders iſt es kein leerer Wortſchwall. wohnte
einmal einer Verſammlung bei, in der er ſprach. O, rief er
aus, wir kämpfen für ſolch ein herrliches Jdeal, für die Be
freiung der ganzen Menſchheit, für die Grün eines
Reiches, in dem Freiheit und Glück das Teil aller ſein wird.
Dieſes Jdeal muß uns beſeelen, dafür müſſen wir Gut und
Blut opfern. So reden wohl auch Leute, die ein bedenkliches
Geſicht machen, wenn ſie einen Nickel extra opfern ſollen. Aber
ich wußte, daß der graue Volders, der viel arbeitslos iſt, weil
die Meiſter ſolch einen „Anführer“ nicht gern
den letzten Tagen von Brot und Fett gelebt hatte.
ders iſt kein bloßer Phraſeur; er weiß ſeine Gefühle nicht auf
andere Art auszudrücken.“
Vorſt blinzelte zu Hendrik hinüber, der, die El auf

die Tiſchecke geſtützt mit blaſſem Geſicht und ſchmerzlich ver
zerrtem Mund, nachdenklich ins Leere ſtarrte. Der Pocken
narbige erhob ſich läſſig von ſeinem knarrenden Sorgenſtuhl
und ſtopfte ſich ſeine Pfeife aus dem Tabakbehälter von Stein
gut, der auf dem Schreibtiſch ſtand. Das Tageslicht erlocch,

Fenſter herder Straßenlärm, der durch das geöffnete
verſtummte nach und nach. Die Dämmerung niſtete ſich in
den Ecken der Stube ein, breitete ſich über die glänzenden
Möbelſtücke und bunten Decken aus. Tapfer wehrte ſich das

Lichtlein, das unter dem Teekeſſel flammte, gegen den andAre e E-genden Feind. Jm Alkoven legte das Hausm
wänder der Kleinen zuſammen.
Lucas Vorſt ließ-ſich wieder behaglich in ſeinen Sitz zurück

ſinken. Hendrik grübelte, und er wollte ihn nicht ſtören. Die
ſonntägige Abendſtimmung, die über allem lag, war ja ſo ſehr
dazu angetan, vor ſich hinzuträumen und die e
nießen. An ſeinem Pfeifchen ſaugend und in
weißgraue Rauchwölkchen durch das Zimmer paffend, die er
mit dem Blick verfolgte, dachte er weiter über den alten Vol
ders nach. O, wenn er die Kraft hätte, die Ausdauer, die
Energie, die auch in Hendrik wohnte! Aber w er, dasſchwache Herlchen, den ganzen Tag geſchuftet wicht dann
brummte ihm der Kopf, wurde ihm jede weitere Anſtrengung
ſchwer. Dennoch war er ſtets auf dem Poſten, denn er war
treu der großen Sache, ein guter Sozialiſt; das war ſein Stolz.
Sein Herz glühte in heiliger Liebe für ſein Jdeal, dem er
devot diente.. Er reckte ſich ſtolz in ſeinem Sitz, als er daran
dachte, wie alle Geſinnungsgenoſſen auf ſeine Treue und Hin-
gebung an die Sache bauten, Eigenſchaften, die für ſie ſein
Urteil zu einem gewichtigen machten.

Vom Eingang des Alkovens her mahnte Frau Vorſt ihren
Mann, den Kindern gute Nacht zu ſagen.

(Fortſetzung folgt)
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